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Liebe Leserinnen 
und Leser, 

rückblickend auf die vergangenen zwei Jahre gab es 
einige nennenswerte Neuerungen im Bereich des Be-
rufskrankheitenrechts. 

Bis zum 31. Dezember 2020 war es für die Anerkennung 
einiger Berufskrankheiten – darunter zum Beispiel 
Haut-, Atemwegs- oder Bandscheibenerkrankungen – 
notwendig, dass die versicherte Person die gefährden-
de Tätigkeit aufgab. Auf diese Weise sollten weitere 
Gesundheitsschäden durch die Fortsetzung der gefähr-
deten Tätigkeit verhindert und Bagatellerkrankungen 
ausgeschlossen werden. Zum 1. Januar 2021 ist diese 
Voraussetzung für eine Anerkennung weggefallen. 

Erwartungsgemäß ist daraufhin im vergangenen Jahr die Zahl der Anerkennungen in den ehemals 
vom Unterlassungszwang betroffenen Berufskrankheiten gestiegen. Bei den durch allergisierende 
Stoffe verursachten obstruktiven Atemwegserkrankungen (BK-Nummer 4301) zum Beispiel hat 
sie sich gegenüber 2020 mehr als verfünffacht, bei den Hauterkrankungen (BK-Nummer 5101) 
hat sich die Zahl der Anerkennungen sogar mehr als verzehnfacht. 

Nach dem Wegfall des Unterlassungszwangs wird der ursprünglich damit verbundene Präven-
tionsgedanke auf andere Weise gestärkt. Berufsgenossenschaften und Unfallkassen haben sich 
darauf vorbereitet: Sie intensivieren ihre Angebote zur Individualprävention – und zwar über 
die vom Unterlassungszwang betroffenen Berufskrankheiten hinaus. Individualpräventive Maß-
nahmen können zum Beispiel Atemwegssprechstunden, Hautschutzseminare oder ein gezieltes, 
berufsspezifisches Rückentraining sein. Solche Angebote können ihre Wirkung natürlich nur 
dann entfalten, wenn die Versicherten sie annehmen und mitwirken. 

Eine Verpflichtung dazu hat der Gesetzgeber zwar in seine Gesetzesänderung aufgenommen, aber 
wie kann in der Praxis eine erfolgreiche Ansprache der Betroffenen aussehen? Erfahrungen aus 
dem Reha-Management zeigen: Versicherte aktiv einzubinden, Wissen und Verständnis in einer 
Begegnung auf Augenhöhe zu vermitteln, macht diese handlungssicher und stärkt die Eigenver-
antwortung. Mit den betroffenen Versicherten Gespräche zu führen, motiviert sie, etwas für den 
Erhalt ihrer Gesundheit zu tun. 

Ob in der Nachsorge oder in der Prävention von Berufskrankheiten – das zentrale Anliegen der 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung ist es, ihre Versicherten bestmöglich dabei zu unter-
stützen, „länger gesund arbeiten“ zu können. Unabdingbar, um dieses Ziel zu erreichen, ist 
eine vertrauensvolle Kooperation mit den versicherten Personen und den Arbeitgebern sowie 
Arbeitgeberinnen. 

Ihr 

Dr. Stefan Hussy 
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung 
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Hautveränderungen bei einer COVID-19- 
Erkrankung und einem Post-COVID-Syndrom 

Key Facts 

• Eine Hautbeteiligung bei einer SARS-CoV-2-Infektion betrifft zwischen fünf 
und 20 Prozent der Patientinnen und Patienten 

• Hautmanifestationen im Zusammenhang mit COVID-19-Erkrankungen bilden 
sich in der Regel zurück 

• Dauerschädigungen der Haut können im Zusammenhang mit einer beruflich 
bedingten SARS-CoV-2-Infektion im Rahmen der Berufskrankheit (BK) 3101 
anerkannt werden 

Autoren 

 Dr. Dr. Michal Gina 
 Prof. Dr. Thomas Brüning 

Sowohl bei einer akuten SARS-CoV-2-Infektion als auch bei Long-/Post-COVID-Erkrankungen kann 
es zu Hautveränderungen kommen, die über einen längeren Zeitraum bestehen bleiben können. 
Die meisten bilden sich zurück und sind auf die Akutphase beschränkt. Beschrieben werden die 
häufigsten Hautmanifestationen, die im Rahmen einer SARS-CoV-2-Infektion auftreten können. 

Zahlen und Fakten 

Eine SARS-CoV-2-Infektion kann als Be-
rufskrankheit nach der BK-Nummer 3101 
anerkannt werden bei „Infektionskrank-
heiten, wenn der Versicherte im Gesund-
heitsdienst, in der Wohlfahrtspflege oder 
in einem Laboratorium tätig oder durch 
eine andere Tätigkeit der Infektionsgefahr 
in ähnlichem Maße besonders ausgesetzt 
war“[1] oder bei einem Arbeits- beziehungs-
weise Schulunfall. Die Zahl der BK-Ver-
dachtsanzeigen und -Anerkennungen ist 
seit Beginn der Pandemie stark gestiegen. 
Bis Ende April 2022 hat die DGUV rund 
366.000 Verdachtsanzeigen und Arbeits- 
bzw. Schulunfälle im Zusammenhang mit 
einer COVID-19-Erkrankung erfasst, von 
denen mehr als die Hälfte als Versiche-
rungsfälle anerkannt wurden. 

Da sich im Rahmen einer SARS-CoV-2-Infek-
tion bei fünf bis 20 Prozent der Patientin-
nen und Patienten auch Hautveränderun-
gen ausbilden können, ist von einer hohen 
Anzahl der Versicherten mit COVID-19-be-
dingten Hauterscheinungen auszugehen. 

Die meisten Hautmanifestationen bei 
SARS-CoV-2-Infektionen sind unspezifisch. 
Dies bedeutet, dass ähnliche Symptome im 
Zusammenhang mit Arzneimittel-Reaktio-
nen und bei anderen Viruserkrankungen 
beobachtet werden können. 

Klinische Hautmanifestationen 
einer SARS-CoV-2-Infektion 

Hautveränderungen nach Virusinfektio-
nen entstehen in der Regel in den soge-
nannten akuten (ein bis vier Wochen) be-
ziehungsweise subakuten Phasen (vier bis 
zwölf Wochen nach einer SARS-CoV-2-In-
fektion). Die meisten Hauterscheinungen 
bilden sich in der Regel folgenlos zurück. Je 
nachdem, welche Strukturen der Haut be-
troffen sind, können sie in zwei Kategorien 
unterteilt werden (siehe Abbildung 1). Zum 
einen handelt es sich um primär entzünd-
liche Hauterscheinungen mit überwiegen-
der Hautbeteiligung wie Nesselsucht und 
Hautausschlag, sogenannte Exantheme, 
andererseits um Hautveränderungen, bei 
denen vor allem die hautversorgenden 
 Gefäße (primär vaskulär) betroffen sind. 
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Muster der Hautveränderungen bei COVID-19 

Makulopapulöses Exanthem 

Urtikaria 

Vaskulitis 

Chilblainlike „COVID-Zehe“ 

Vesikulöses Exanthem 

Andere u.a. Mischbilder 

Primär entzündlich 

Livedo Vaskulopathie 

Primär vaskulär 

Abbildung 1: Hautveränderungen bei 
SARS-CoV-2-Infektion 
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Vor allem bei einer Gefäßbeteiligung kön-
nen die Hautsymptome unter Umständen 
über Wochen bis Monate andauern. Hier 
stellen die sogenannten „COVID-Zehen“ 
eine der häufigsten Hautmanifestationen 
dar, die überwiegend bei jüngeren Patien-
tinnen und Patienten auftreten. Besonders 
schwere COVID-19-Fälle mit ungünstiger 
Prognose sind mit Gefäßentzündungen 
(Vaskulitis) und thromboembolischen 
Gefäßverschlüssen assoziiert. 

Kawasaki-like Disease und 
 MIS-C 

Im Rahmen einer COVID-19-Erkrankung 
können auch Manifestationen in Form von 
Kawasaki-like Disease (KD) und das vor 
allem bei Kindern verbreitete Multisystem 
Inflammatory Syndrome Associated with 
COVID-19 in Children (MIS-C) auftreten. 
Dieses Syndrom kann mit einer Herzmus-
kelentzündung und krankhafter Gefäßer-
weiterung mit dem Risiko einer darauffol-
genden Blutung einhergehen. Diagnostisch 
hinweisend auf dieses Syndrom kann das 
Auftreten von bestimmten Hautsymptomen 
sein. Dazu gehören zum Beispiel  Gesichts- 
und Körperrötungen, Augen- und Zungen-
entzündungen, Schuppungen unter ande-
rem an den Händen und Füßen oder im 
Genitalbereich. 

Long-/Post-COVID der Haut? 

Eine der Folgen einer COVID-19-Erkrankung 
ist das sogenannte Long-/Post-COVID-Syn-
drom. Hierbei handelt es sich um eine ver-
zögerte Genesung mit dem Andauern von 
Symptomen. Die verzögerte Genesung kann 
auch bei leichten klinischen Verläufen be-
obachtet werden. Für den Gesamtkomplex 

hat die Bundeszentrale für gesundheitli-
che Aufklärung (BZgA) in Zusammenarbeit 
mit dem Bundesministerium für Gesund-
heit (BMG) für Patientinnen und Patienten 
ein neues Informationsportal eingerichtet 
(  www.longcovid-info.de). Für betroffene 
Versicherte besteht die Möglichkeit einer 
Untersuchung im Rahmen eines sogenann-
ten Post-COVID-Checks oder auch einer 
stationären Rehabilitation in den Berufs-
genossenschaftlichen Kliniken in Berlin, 
Bochum, Duisburg, Halle, Hamburg, Mur-
nau und Tübingen beziehungsweise in der 
BG Klinik Bad Reichenhall. 

In Zusammenhang mit dem Post-COVID-
Syndrom können unterschiedliche Haut-
veränderungen auftreten. Hier stellt der 
Haarausfall das häufigste Symptom dar. 
Aktuelle Studien weisen darauf hin, dass 
hiervon Patientinnen und Patienten mit 
schweren Verläufen und nach Kranken-
hausaufenthalt besonders betroffen sind. 
Bei der Mehrheit der Betroffenen kommt 
es nach einigen Wochen bis Monaten wie-
der zu einem normalen Haarwachstum. Als 
Ursache müssen allerdings auch Medika-
mente, die während der Therapie einer 
 COVID-19-Erkrankung eingesetzt werden, 
berücksichtigt werden. 

Bei einer Long-/Post-COVID-Erkrankung 
kann es zudem zur Erstmanifestation oder 
auch Verschlimmerung einer bestehen-
den Autoimmunkrankheit mit oder ohne 
Hautbeteiligung kommen. Beispiele hierfür 
sind das atopische Ekzem, eine Psoriasis 
(Schuppenflechte), ein Lupus Erythemato-
des, eine Dermatomyositis, bei der das kör-
pereigene Immunsystem sowohl die Haut 
als auch die Muskulatur angreift, oder auch 
eine rheumatoide Arthritis. 

Berufsdermatologische Aspekte 

Aus berufsdermatologischer Sicht kann 
der Nachweis eines kausalen Zusammen-
hangs zwischen der SARS-CoV-2-/COVID-
19-Infektion und der Hautveränderung 
im Einzelfall eine besondere Herausfor-
derung darstellen, da meistens mehrere 
differenzialdiagnostische Erwägungen in 
Betracht gezogen werden müssen. Die Fäl-
le sind nicht immer gut dokumentiert und 
einige der Erkrankungen haben ohnehin 
eine hohe Prävalenz in der Allgemeinbe-
völkerung, von denen die beschriebenen 
Hautveränderungen abgegrenzt werden 
müssen. Bei einem klaren ursächlichen 
Zusammenhang der Hautveränderungen 
mit einer COVID-19-Erkrankung muss die 
Anerkennung einer BK-Nummer 3101  allein 
infolge der beschriebenen dermatologi-
schen Veränderungen diskutiert werden. 
Die Bewertung der BK-Folgen sollte hier 
frühestens sechs Monate nach Beginn der 
Infektion erfolgen. In einigen Fällen wird 
eine multidisziplinäre Begutachtung über-
wiegend mit Fachgebieten der Arbeitsme-
dizin/inneren Medizin, Neurologie, Ortho-
pädie notwendig sein.  ←

Literatur 

Gina, M.; Brüning, T.: Hautreaktionen 
bei COVID-19-Erkrankungen. In: IPA- 
Journal 2022 (1), S. 15–9. 

Fußnoten 

[1] Merkblatt zur BK-Nr. 3101: Bekannt machung 
des BMA vom 01.12.2000, BArBl. 01/2001, 
S. 35 

In Zusammenhang mit dem Post-COVID-Syndrom können 
unterschiedliche Haut veränderungen auftreten. Hier stellt 
der Haarausfall das häufigste Symptom dar.“ 

http://www.longcovid-info.de
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Was passiert im Immunsystem bei einer 
Post-COVID-Erkrankung? 

Key Facts 

• Post-COVID als Langzeitfolge einer SARS-CoV-2-Infektion ist – wie zu erwarten – 
auch bei Beschäftigten im Gesundheitswesen zu beobachten 

• Bei Post-COVID scheinen die Regulationsmechanismen für die Reaktionen des 
Immunsystems auf einen Erreger außer Kontrolle geraten zu sein 

• Das Projekt „Post-COVID und Immunsystem“ des Instituts für Prävention und 
Arbeitsmedizin der DGUV (IPA) untersucht Zusammenhänge zwischen dem 
Immunstatus und den aktuell noch vorliegenden Beschwerden sowie dem 
Gesundheitszustand nach einer SARS-CoV-2-Infektion 

Autorin/Autor 

 Prof. Dr. Monika Raulf 
 Prof. Dr. Thomas Brüning 

Nicht nur die akuten Folgen einer SARS-CoV-2-Infektion, sondern auch die bei einigen Infizierten 
auftretenden gesundheitlichen Langzeitfolgen werden immer bedeutsamer. Bislang gibt es keine 
gesicherten Erkenntnisse über den genauen Krankheitsmechanismus. Das IPA-Projekt „Post- COVID 
und Immunsystem“ versucht hier über Zusammenhänge aufzuklären. 

E ine Infektion mit SARS-CoV-2 kann 
individuell sehr unterschiedlich ver-
laufen. Manche Menschen überste-

hen sie (fast) symptomlos, andere haben 
mit starken Beschwerden zu kämpfen. Ne-
ben der Phase einer akuten SARS-CoV-2-In-
fektion und der COVID-19-Erkrankung klagt 
ein Teil der infizierten Personen, die laut 
Teststatus eigentlich als genesen gelten, 
weiterhin über anhaltende Symptome, 
sodass über Langzeitfolgen der Erkran-
kung immer häufiger berichtet wird. Das 
Spektrum dieser Langzeitfolgen bei den 
sogenannten „kranken Genesenen“ ist sehr 
groß und reicht von leichten Beschwer-
den bis hin zu starken gesundheitlichen 
Einschränkungen. Betroffen sind oft die 
Atemwege und das Herz-Kreislauf-System, 
aber auch psychische und neurologische 
Beschwerden treten auf. Bei den anhal-
tenden Symptomen werden Müdigkeit, 
Erschöpfungszustände wie das Fatigue-
Syndrom, Konzentrationsschwäche und 
verminderte Leistungsfähigkeit, aber auch 
Verlust von Geschmacks- und Geruchssinn, 

Brust-, Muskel- und Kopfschmerzen sowie 
Atemnot berichtet. Psychische Probleme 
äußern sich häufig als Angstzustände und 
Depression. 

Langzeitfolgen unter Beschäf-
tigten im Gesundheitswesen 

Berichte über diese Langzeitfolgen häu-
fen sich auch unter den Beschäftigten im 
Gesundheitswesen, bei denen durch eine 
COVID-19-Erkrankung eine Berufskrank-
heit (BK 3101) durch die Berufsgenossen-
schaft für Gesundheitsdienst und Wohl-
fahrtspflege (BGW) anerkannt wurde. Mehr 
als 240.000 Verdachtsmeldungen auf eine 
beruflich bedingte COVID-19-Erkrankung 
bei der BGW wurden seit Beginn der Pan-
demie bis Ende Mai 2022 gemeldet, wobei 
mehr als 127.000 Fälle bereits zu diesem 
Zeitpunkt anerkannt wurden. Die Häufig-
keit des Post-COVID-Syndroms liegt nach 
Einschätzung der aktuellen Leitlinie der 
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaft-
lichen Medizinischen Fachgesellschaften 

(AWMF) bei etwa 15 Prozent, wobei die 
große Varianz zwischen 7,5 und 41 Prozent 
durch unterschiedliche Studienmethodik, 
Falldefinitionen, Beobachtungsdauer et ce-
tera erklärt werden. 

Long-COVID und Post-COVID – 
was ist was? 

Die AWMF hat in der entsprechenden Leit-
linie Long-COVID definiert als gesundheit-
liche Beschwerden, die jenseits der akuten 
Krankheitsphase einer SARS-CoV-2-Infek-
tion von vier Wochen fortbestehen oder 
auch neu auftreten. Als Post-COVID-Syn-
drom werden alle Beschwerden bezeich-
net, die noch mehr als zwölf Wochen nach 
Beginn der SARS-CoV-2-Infektion vorhan-
den sind und nicht anderweitig erklärt wer-
den können. Dabei wird als eine mögliche 
Manifestation von Post-COVID auch die 
Verschlechterung einer vorbestehenden 
Grunderkrankung berücksichtigt. Für das 
sehr heterogene und komplexe Krankheits-
bild des Post-COVID-Syndroms könnten 



6

DGUV Forum 10/2022     Schwerpunkt Berufskrankheiten 

fehlgeleitete Funktionen des Immunsys-
tems, hervorgerufen durch die Infektion 
mit dem Virus SARS-CoV-2, ursächlich sein. 

Die Rolle des Immunsystems 

Ein intaktes Immunsystem stellt die wich-
tigste und effektivste Verteidigungslinie 
des Körpers dar, um vor Krankheitserre-
gern und schädlichen Umwelteinflüssen 
zu schützen. Hierbei stehen dem Körper 
unterschiedliche Schutzmechanismen auf 
verschiedenen Ebenen der Immunantwort 
zur Verfügung. Haut und Schleimhäute als 
erste mechanische Barrieren, aber insbe-
sondere die unterschiedlichen Immun-
zellen spielen bei der Immunabwehr eine 
bedeutende Rolle. Beim Eindringen von 
Krankheitserregern in den Körper reagiert 
zunächst das sogenannte angeborene Im-
munsystem. Es reagiert sehr schnell, aber 
relativ unspezifisch durch die Ausschüt-
tung von Botenstoffen, die den Erreger 
direkt schädigen oder weitere Abwehr-
zellen aktivieren, um den Erreger aufneh-
men und zerstören zu können. In vielen 
Fällen reicht das nicht aus und so greift 
gegebenenfalls das sogenannte erworbe-
ne Immunsystem ein. Im Gegensatz zum 
angeborenen Immunsystem setzt es hoch 
spezialisierte Zellen und Antikörper ein, 
die den Erreger gezielt erkennen und ver-
nichten können. Zusätzlich – und das ist 
für einen langfristigen Schutz von großer 
Bedeutung – kann sich ein Immungedächt-

nis ausbilden. Bei der Erstinfektion dau-
ert der Prozess der Entwicklung des Im-
mungedächtnisses meist mehrere Tage 
bis sogar Wochen. Dieses sorgt allerdings 
dafür, dass bei einer erneuten Infektion 
die Erkrankung schneller bekämpft wer-
den kann, sodass nur mildere oder keine 
Symptome auftreten, also eine Immunisie-
rung vorliegt. Insgesamt besitzt das intak-
te Immunsystem ein hoch spezialisiertes 
Regulationssystem, um das Entgleisen von 
Reaktionen bei der Abwehr von Erregern zu 
verhindern. Bei einer Fehlsteuerung und 
Ungleichgewichten können Entzündungs-
reaktionen mit Organschädigungen ausge-
löst werden. Bei den Langzeitbeschwerden 
nach einer SARS-CoV-2-Infektion scheint 
diese Regulation aus dem Gleichgewicht 
geraten beziehungsweise fehlerhaft zu 
sein. Allerdings gibt es bislang keine ge-
sicherten Erkenntnisse dazu. Daher besteht 
ein dringender Bedarf, die Immunantwort 
nach einer SARS-CoV-2-Infektion mit Ent-
wicklung eines Post- COVID-Syndroms zu 
untersuchen. 

Studie am IPA zu Post-COVID 
und Immunsystem 

Im Rahmen des Projekts, das von der BGW 
initiiert und insbesondere von der BGW-Be-
zirksverwaltung Bochum unterstützt wird, 
sollen in einem Kollektiv von Versicherten 
mit einem COVID-19-Befund beziehungs-
weise mit einer nach COVID-19-Erkrankung 

anerkannten BK 3101 Zusammenhänge 
zwischen den aktuellen Beschwerden be-
ziehungsweise dem Gesundheitszustand 
nach der Infektion und dem Immunsta-
tus aufgedeckt werden. Mittels Fragebo-
gen werden neben Alter, Geschlecht und 
beruflicher Tätigkeit wichtige Einflussgrö-
ßen wie Vorerkrankungen, Zeitpunkt der 
Infektion, aktuelle Beschwerden und Be-
schwerden zum Zeitpunkt der Infektion, 
ärztliche Diagnosen sowie die Zeitpunkte 
möglicher SARS-CoV-2-Impfungen erfasst. 
Der Immunstatus wird anhand von SARS-
CoV-2-spezifischen Antikörpern, Entzün-
dungsmarkern, aber insbesondere auch auf 
zellulärer Ebene analysiert. Weiterhin be-
steht durch die Einlagerung von Probenma-
terial in die IPA-Biobank die Möglichkeit, 
zu späteren Zeitpunkten weitere Untersu-
chungen durchzuführen, um potenziell ge-
eignete Biomarker zu detektieren. Geplant 
sind Untersuchungen an 200 Versicherten 
der BGW im Längsschnitt zu drei Zeitpunk-
ten (Zeitpunkt 0 Eintritt in die Studie, nach 
sechs und zwölf Monaten). Mit den ersten 
Untersuchungen konnte im November 2021 
nach Bewilligung des Antrags, Erstellung 
des Datenschutzkonzeptes, positivem Vo-
tum durch die Ethikkommission der Ruhr-
Universität Bochum und dem Aufbau der 
Logistik begonnen werden. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchungen können hoffentlich 
einen Beitrag zur Aufklärung der Pathoge-
nese von Post-COVID, dem Syndrom mit 
den vielen Gesichtern, leisten.  ←

Bei den Langzeitbeschwerden nach einer SARS-CoV-2- 
Infektion scheint die Immunregulation aus dem Gleich-
gewicht geraten beziehungsweise fehlerhaft zu sein.“ 
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Erste Erfahrungen mit Hüftgelenksarthrose 
als Berufskrankheit 

Key Facts 

• Beschäftigte der Bauwirtschaft sind Belastungen der Hüftgelenke durch 
Heben und Tragen schwerer Lasten in besonderem Maße ausgesetzt 

• Die Bewertung des Ursachenzusammenhangs zwischen der beruflichen 
Hüftgelenksbelastung und dem Auftreten einer Hüftgelenksarthrose 
stellt die Unfallversicherungsträger vor Herausforderungen 

• Es wird vorgeschlagen, die Kriterien zur Bewertung einer beruflichen 
Ver ursachung in Analogie zur BK-Nummer 2112 heranzuziehen 

Autor 

 Daniel Engel 

Bei der Bewertung von Versicherungsfällen neuer Berufskrankheiten ergeben sich in der Regel 
eine Reihe offener Fragen und Unsicherheiten. So auch bei der neu in die Berufskrankheitenliste 
aufgenommenen Nummer 2116. Die bisherigen Erfahrungen der Berufsgenossenschaft der Bau-
wirtschaft (BG BAU) werden mit dem Ziel der Ableitung von Umsetzungsvorschlägen dargestellt. 

Z um 1. August 2021 trat die Fünf-
te Verordnung zur Änderung der 
Berufskrankheiten-Verordnung in 

Kraft.[1] Damit einher ging eine Erweiterung 
der Berufskrankheitenliste um die Num-
mer 2116: „Koxarthrose durch Lastenhand-
habung mit einer kumulativen Dosis von 
mindestens 9.500 Tonnen während des 
Arbeitslebens gehandhabter Lasten mit 
einem Lastgewicht von mindestens 20 kg, 
die mindestens zehnmal pro Tag gehand-
habt wurden.“ Bereits am 18. September 
2019 hatte der Ärztliche Sachverständigen-
beirat Berufskrankheiten beim Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales (BMAS) 
eine Empfehlung zur Aufnahme dieser Be-
rufskrankheit (BK) ausgesprochen.[2] Diese 
Empfehlung und die dazu entwickelte Wis-
senschaftliche Begründung eröffnete den 
Unfallversicherungsträgern die Möglich-
keit, beruflich verursachte Hüftgelenksar-
throsen nach § 9 Abs. 2 Sozialgesetzbuch 
(SGB) VII „wie eine Berufskrankheit“ anzu-
erkennen. Lastenhandhabungen in Form 
von Heben oder Tragen von Lasten mit ei-
nem Lastgewicht von mindestens 20 Kilo-
gramm sind im Baubereich weitverbreitet. 

Dementsprechend können die Versicher-
ten der BG BAU als potenziell besonders 
gefährdete Personengruppe angesehen 
werden. 

Beschäftige im Baubereich 
 besonders betroffen 

Eine Auswertung der bei der BG BAU ein-
gegangenen BK-Verdachtsanzeigen im Zeit-
raum vom 25. März 2020 bis zum 31. März 
2022 untermauert diese Vermutung. In 
dieser Zeit sind 493 Meldungen erstattet 
worden. Der größte Anteil dieser Meldun-
gen entfällt dabei auf den Zeitraum ab dem 
1. August 2021 und nimmt seitdem einen 
tendenziell steigenden Verlauf. Dement-
sprechend konnte in der Mehrzahl der 
Verdachtsfälle noch keine Entscheidung 
über das Vorliegen eines Versicherungs-
falls getroffen werden. Bei den entschie-
denen Fällen zeichnen sich sowohl bei den 
Anerkennungen als auch den Ablehnun-
gen bereits erste Trends ab. Im Falle ei-
ner Anerkennung sind die resultierenden 
Funktionseinschränkungen in der Regel (in 
mehr als 70 Prozent der Fälle) so stark aus-

geprägt, dass daraus eine rentenberech-
tigende Minderung der Erwerbsfähigkeit 
(MdE) resultiert. Dies ist auf die Tatsache 
zurückzuführen, dass die Betroffenen 
überwiegend endoprothetisch mit neuen 
Hüftgelenken versorgt sind. Eine entspre-
chende Versorgung rechtfertigt nach den in 
der Literatur vertretenen Erfahrungswer-
ten eine MdE von 20 Prozent oder mehr.[3] 
Im Anerkennungsfall sind zudem nahezu 
ausschließlich beide Hüftgelenke betrof-
fen. Arthrotische Veränderungen im Sinne 
der Wissenschaftlichen Begründung, die 
ausschließlich ein Hüftgelenk betreffen, 
bilden die Ausnahme. Besonders auffäl-
lig ist, dass die geforderte Mindestbelas-
tungsdosis von 9.500 Tonnen während des 
Arbeitslebens gehandhabter Lasten mit ei-
nem Lastgewicht von mindestens 20 Kilo-
gramm von den Betroffenen mit anerkann-
ter Berufskrankheit deutlich überschritten 
wird. Diese Erkenntnis unterstreicht die 
besonders intensive Belastung der Versi-
cherten in der Baubranche. Häufungen las-
sen sich bislang bei den Berufsgruppen/
Tätigkeiten im Maurer-, Dachdecker-, Zim-
merer- und Steinmetzhandwerk feststellen. 
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Die Kausalitätsfeststellung als 
Knackpunkt 

Für ablehnende Entscheidungen kann eine 
Vielzahl unterschiedlicher Gründe ein-
schlägig sein. Zu einem kleinen Teil wer-
den die Feststellungsverfahren aufgrund 
verfahrensrechtlicher Fragestellungen, ins-
besondere aufgrund der fehlenden Mitwir-
kung der Betroffenen, eingestellt. Ebenfalls 
von nachrangiger Bedeutung sind Ableh-
nungen, die auf eine nicht ausreichende 
berufliche Lastenhandhabung zurückzu-
führen sind. In diesem Kontext sind vor 
allem wechselhafte Erwerbsbiografien im 
Zuständigkeitsbereich verschiedener Un-
fallversicherungsträger zu nennen. Eine 
Gefährdung kann bei einer beruflichen 
Tätigkeit außerhalb des Bausektors regel-
mäßig nicht nachgewiesen werden. Eben-
so sind Selbstständige betroffen, die sich 
bei der BG BAU nicht freiwillig gegenüber 
den Risiken von Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten versichert haben. Da ent-
sprechende Gefährdungszeiten nicht unter 
Versicherungsschutz stehen, können diese 
nicht bei der Berechnung der Belastungs-
dosis berücksichtigt werden. Ein größerer 
Anteil der Ablehnungen entfällt auf das 
Vorliegen eines Krankheitsbildes, das dem 
BK-Tatbestand der Nummer 2116 nicht oder 
nicht in der notwendigen Ausprägung ent-
spricht. 

Die Wissenschaftliche Begründung for-
dert an dieser Stelle den röntgenologi-
schen Nachweis von femoralen und/oder 
acetabulären Osteophyten[4] entsprechend 
Grad 2 nach Kellgren und Lawrence oder 
eine Gelenkspaltverschmälerung (supe-
rior, axial und/oder medial) entsprechend 
Grad 3 nach Kellgren und Lawrence.[5] Eine 
besondere Herausforderung bei der Ent-
scheidung über das Vorliegen einer BK-
Nummer 2116 bildet die Bewertung des 
ursächlichen Zusammenhangs zwischen 
der gefährdenden Einwirkung durch Las-
tenhandhabung und der Entstehung einer 
Hüftgelenksarthrose. In diesem Kontext 
werden vor allem Fragen der ein- bezie-
hungsweise beidseitigen Betroffenheit der 
Hüftgelenke, die Plausibilität des zeitli-
chen Zusammenhangs zwischen Einwir-
kung und Auftreten der Erkrankung sowie 
außerberufliche Risikofaktoren diskutiert. 

Nach Auswertung der bislang vorliegenden 
medizinischen Sachverständigengutach-
ten zeichnet sich eine klare Tendenz zur 
Forderung einer Betroffenheit beider Hüft-
gelenke ab. Bei einer beruflichen Lasten-
handhabung im Baubereich kann grund-
sätzlich von einer beidseitigen Belastung 
ausgegangen werden. Eine einseitige Be-
troffenheit oder eine deutliche Diskrepanz 
im Ausprägungsgrad der arthrotischen 
Veränderungen beider Hüftgelenke kann 

mit dieser Belastung regelmäßig nicht in 
Einklang gebracht werden. Bei der Bewer-
tung des Auftretens arthrotischer Verän-
derungen spielt vor allem die Zeitspanne 
zwischen dem Ende der beruflichen Las-
tenhandhabung und dem Nachweis einer 
Hüftgelenksarthrose im Sinne der Wissen-
schaftlichen Begründung eine besondere 
Rolle. Die zunehmende Dauer dieser Zeit-
spanne entfaltet dabei eine negative Indi-
zwirkung. Ein Ursachenzusammenhang 
lässt sich mit hinreichender Wahrschein-
lichkeit immer schwieriger feststellen. Ab-
lehnende Entscheidungen, die sich im We-
sentlichen auf diese zeitliche Komponente 
stützen, weisen nach Auswertung der bis-
herigen Entscheidungen Zeitspannen zwi-
schen zwölf und 36 Jahren auf. 

Bezogen auf konkurrierende und außer-
berufliche Risikofaktoren für die Entste-
hung einer Hüftgelenksarthrose lässt sich 
aus den Angaben der medizinischen Sach-
verständigen eine Vielzahl potenzieller 
Faktoren ableiten. Neben unfallbedingten 
Verletzungen und Schädigungen der Hüf-
te werden insbesondere angeborene Fehl-
stellungen wie Hüftdysplasien genannt. 
Eine besondere Relevanz wird auch dem 
CAM-Impingement sowie Hüftkopfnekro-
sen[6] zugeschrieben. Immer wieder wer-
den auch Übergewicht/Adipositas sowie 
Nikotin- und Alkoholabusus diskutiert, 

Besonders auffäl lig ist, dass die geforderte Mindestbelastungs-
dosis von 9.500 Tonnen während des Arbeitslebens gehandhab-
ter Lasten mit ei nem Lastgewicht von mindestens 20 Kilo gramm 
von den Betroffenen mit anerkann ter Berufskrankheit deutlich 
überschritten wird.“ 
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ohne dass diesen Faktoren in den bishe-
rigen Fallgestaltungen eine überragende 
Bedeutung beigemessen wurde. 

Analoge Anwendung der 
 Kausalitätskriterien 

Eindeutige Hinweise zur Auflösung der 
oben genannten Problemstellungen fin-
den sich in der Wissenschaftlichen Be-
gründung nicht. Im Sinne der Gleich-
behandlung wird daher in Analogie zur 
BK-Nummer 2112 vorgeschlagen, die dort 
herausgearbeiteten Hinweise zur Kausali-
tätsfeststellung auf die BK-Nummer 2116 zu 
übertragen.[7] Dies betrifft insbesondere: 

• eine dem Lebensalter vorauseilende 
Ausprägung der arthrotischen Ver-
änderungen 

• eine in etwa gleichartige Ausprägung 
der Arthrose in beiden Hüftgelenken 
(Seitendifferenz maximal ein Kell-
grengrad) 

• eine einseitige Hüftgelenksarthrose 
spricht grundsätzlich gegen eine 
berufliche Verursachung. Ausnahme: 
plausible Darlegung der beruflichen 
Belastung des betroffenen Hüft-
gelenks 

• eine plausible Zeitspanne zwischen 
dem Ende der Exposition und dem 
Nachweis der Erkrankung 

Eine weiterführende medizinisch-wis-
senschaftliche Diskussion dieser Kriteri-
en scheint geboten. Dies gilt ebenfalls für 
die Aufstellung und Bewertung außerbe-
ruflicher Risikofaktoren. Auch hier kann 
die BK-Nummer 2112 als Vorbild dienen.[8] 

Individualprävention Hüfte 

Es liegt nahe, die guten Erfahrungen mit in-
dividualpräventiven Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Muskel-Skelett-Erkrankungen 
auf die Arthrose des Hüftgelenks anzuwen-
den. Dabei ist mit Blick auf die berufliche 
Einwirkung (Lastenhandhabung) vor allem 
auf das Rückenkolleg und hinsichtlich des 
Erkrankungsbildes (Arthrose) auf das Knie-
kolleg hinzuweisen.[9][10] Unterstützt durch 
die Intention der Stärkung der Individual-
prävention im Zuge der zum 1. Januar 2021 
im BK-Recht eingetretenen gesetzlichen 
Änderungen ist das Angebot eines Hüft-
kollegs die logische Konsequenz.[11]  ←

Fußnoten 

[1] BGBl. I 02.07.2021, S. 2245. 
[2] GMBl. 25.03.2020, S. 218–227. 
[3] Schönberger, A.; Mehrtens, G.; Valentin, H.: Arbeitsunfall und 
 Berufskrankheit, 9. Auflage, Erich Schmidt Verlag, Berlin 2017. 
[4] Osteophyten sind Knochenneubildungen, die meist aufgrund von 
degenerativen Erkrankungen wie zum Beispiel Arthrose an Gelenk-
flächen entstehen. Femoral bedeutet dabei „zum Oberschenkel dazu-
gehörig“. Als Acetabulum wird in der Anatomie der vom Becken gebil-
dete knöcherne Anteil des Hüftgelenks bezeichnet, der den Kopf des 
Oberschenkelknochens aufnimmt. 
[5] Kellgren, J. H.; Lawrence, J. S.: Radiological assessment of osteo-ar-
throsis. In: Annals of the rheumatic diseases, 1957, 16(4), S. 494–502. 
[6] Das CAM-Impingement bezeichnet den Formfehler im Bereich des 
Übergangs von Hüftkopf zu Schenkelhals. Bei der Hüftkopfnekrose 
handelt es sich um eine schmerzhafte Erkrankung des Hüftgelenks, 

die mit dem Absterben des Hüftkopfs im Rahmen einer Durchblutungs-
störung einhergeht. 
[7] DGUV: Begutachtungsempfehlung für die BK 2112 (Gonarthrose), 
https://publikationen.dguv.de/widgets/pdf/download/article/4504, 
(abgerufen am 28.07.2022). 
[8] Zagrodnik, F. D.; Bolm-Audorff, U.; Eberth, F. et al.: Außerberufliche 
Faktoren der Gonarthrose. In: Trauma und Berufskrankheit, 2012, 14(4), 
S. 399–401. 
[9] Kusma, B.; Pietsch, A.; Riepenhof, H. et al.: The Back College for 
nurses – an evaluation of intermediate effects. In: Journal of Occupa-
tional Medicine and Toxicology, 2019, 14(1), S. 1–9. 
[10] Dalichau, S.; Giemsa, M.; Solbach, T. et al.: Profitieren Beschäftig-
te des Baugewerbes mit Kniegelenksbeschwerden vom Kniekolleg?. In: 
Zentralblatt für Arbeitsmedizin, Arbeitsschutz und Ergonomie, 2019, 
69(2), S. 62–69. 
[11] BG BAU: Hüftkolleg, www.bgbau.de/service/bildungsangebote/
hueftkolleg (abgerufen am 28.07.2022). 

Ein größerer Anteil der Ablehnungen entfällt auf 
das Vorliegen eines Krankheitsbildes, das dem 
BK-Tatbestand der Nummer 2116 nicht oder nicht 
in der notwendigen Ausprägung ent spricht.“ 

https://publikationen.dguv.de/widgets/pdf/download/article/4504
http://www.bgbau.de/service/bildungsangebote/hueftkolleg
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Hautschutz mit System: Das bietet 
die BGN ihren Versicherten 

Key Facts 

• Nach dem Wegfall des Unterlassungszwangs fordert der Gesetzgeber 
eine Stärkung der Individualprävention 

• Im Rahmen ihrer vielfältigen Maßnahmen zur Prävention von Hauterkran-
kungen bietet die BGN ihren Versicherten deshalb ein neues Modul an – 
den „Individuellen Beratungstag Haut“ 

• Das Feedback der Versicherten auf das auf den Einzelfall zugeschnittene 
interdisziplinäre Beratungsangebot ist durchweg positiv 

Autorinnen 

 Dr. Tatjana Steen 
 Anke Kleinert 

Um die Individualprävention zu stärken, hat die Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und 
Gastgewerbe (BGN) ein neues Angebot geschaffen für Versicherte, die an berufsbedingten 
Hauterkrankungen leiden. Bei einem „Individuellen Beratungstag Haut“ können Versicherte 
alle offenen Fragen zu ihrer Hautkrankheit klären. 

V or Corona betrafen etwa 60 Prozent 
aller gemeldeten Berufskrankhei-
ten den Verdacht auf berufsbeding-

te Hauterkrankungen (BK 5101). Feuchtar-
beit und Kontakt zu Nahrungsmitteln sind 
die dominierenden Ursachen für Hauter-
scheinungen an den Händen und Unter-
armen der Versicherten bei der BGN. Um 
schnell und effektiv geeignete Maßnahmen 
zu ergreifen und einer Chronifizierung ent-
gegenzuwirken, hat sich das sogenannte 
Hautarztverfahren bewährt. 

Nach Eingang eines Hautarztberichtes 
oder eines Betriebsärztlichen Gefähr-
dungsberichtes Haut – alternativ zu einer 
BK-Anzeige BK 5101 – wird ein hautärzt-
licher Behandlungsauftrag erteilt, wenn 
die Voraussetzungen für Maßnahmen 
nach § 3 Berufskrankheiten-Verordnung 
(BKV) gegeben sind. Darüber hinaus er-
folgen ein telefonisches Erst-Profiling mit 
den Versicherten und das Angebot, an ei-
nem Haut-Basisseminar teilzunehmen. Be-
reits zu diesem frühen Zeitpunkt werden 
bedarfsorientiert Leistungen festgestellt 
und ermöglicht. 

Seit 2011 bietet die BGN im Rahmen des 
Stufenverfahrens nach § 3 BKV standar-
disierte eintägige Haut-Basisseminare 
deutschlandweit an. Mit Einverständnis 
der Versicherten können im Stufenverfah-
ren weitere Maßnahmen durchgeführt wer-
den. Dabei können auch der Betriebsarzt, 
die Betriebsärztin oder der Technische Auf-
sichtsdienst einbezogen und der Arbeit-
geber oder die Arbeitgeberin kontaktiert 
werden.[1] 

Bei schweren berufsbedingten Haut-
erscheinungen werden die beratenden 
Hautärztinnen und Hautärzte der BGN 
mit einbezogen, gegebenenfalls wird 
eine Maßnahme der Individuellen Terti-
är-Prävention (TIP) als stationäre Maßnah-
me angeboten. Im Raum Erfurt/Dresden 
können Versicherte mit schweren Haut-
erscheinungen seit vielen Jahren zusätz-
lich in das sogenannte Hautpräventions-
programm (HPP) aufgenommen werden. 
Das bedeutet: Nach ihrer Teilnahme an 
dem Haut-Basisseminar können sie sich 
in regelmäßigen Abständen bei einem Be-
rufsdermatologen oder einer Berufsder-

matologin vorstellen. Dies ist bis zu zwei 
Jahren begleitend zur Therapie bei einer 
niedergelassenen Hautärztin oder einem 
niedergelassenen Hautarzt möglich. 

Bis zum 31. Dezember 2020 war für die An-
erkennung der Hauterscheinungen als Be-
rufskrankheit als besondere versicherungs-
rechtliche Voraussetzung die Aufgabe der 
schädigenden Tätigkeit erforderlich. 
 
Mit der Weiterentwicklung des Berufs-
krankheitenrechts zum 1. Januar 2021 ist 
der Unterlassungszwang für eine schwere 
oder wiederholt rückfällige Hauterkran-
kung entfallen. Der bisherige Unterlas-
sungszwang sollte sicherstellen, dass eine 
weitere Schädigung durch die Fortsetzung 
der bisherigen Tätigkeit verhindert wird 
und Bagatellerkrankungen ausgeschlos-
sen werden. Deshalb hat der Gesetzge-
ber bei bereits anerkannten Berufskrank-
heiten im Zuge der Novellierung als sein 
größtes Ziel die Stärkung von Präventions-
maßnahmen sowie Aufklärung und Be-
ratung der Versicherten hinsichtlich der 
die Haut gefährdenden Berufstätigkeiten 
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festgeschrieben.[2] So soll das Risiko ver-
mindert werden, dass eine anerkannte 
Berufskrankheit nach Nummer 5101 der 
Berufskrankheitenliste auch bei Verbleib 
in der schädigenden Tätigkeit wiederauf-
lebt oder sich verschlimmert. Neben den im 
Folgenden beschriebenen sekundär- und 
tertiärpräventiven Maßnahmen sei an die-
ser Stelle auch auf die große Bedeutung 
von primärpräventiven Maßnahmen in den 
Betrieben hingewiesen, die von der BGN 
in vielfältiger Weise unterstützt werden, 
zum Beispiel durch Informationsmateri-
al für die Unternehmerinnen und Unter-
nehmer, etwa eine Aktionsbox Haut oder 
auch Informationsangebote im Rahmen 
von  Gesundheitstagen. 

Die versicherte Person im Fokus 

Sofern nach anerkannter Berufskrankheit 
weiterhin Hauterscheinungen mit schwe-
rem oder wechselhaftem Verlauf beste-
hen und ärztlicherseits empfohlen wird, 
die schädigende Tätigkeit aufzugeben, ist 
es ein Anliegen der BGN, die Versicherten 
umfassend zu begleiten und zu informie-
ren und in Bezug auf ihre Gesundheits-
kompetenz zu unterstützen. Dies erfolgte 
auch bereits vor den Änderungen im Be-
rufskrankheitenrecht durch eine enge Zu-
sammenarbeit aller Beteiligten. 

Um der nach Wegfall des Unterlassungs-
zwangs vom Gesetzgeber geforderten Stär-
kung der Individualprävention gerecht zu 
werden, wurde den bereits bestehenden 
vielfältigen Präventionsmaßnahmen bei 

der BGN im Bereich der Hauterkrankungen 
ein weiteres Modul hinzugefügt – der soge-
nannte „Individuelle Beratungstag Haut“ 
für Versicherte mit anerkannter BK 5101. 

Ein neues Modul in der 
 Individualprävention der BGN 

Bei verschiedenen chronischen Erkrankun-
gen, zum Beispiel der Neurodermitis, ist 
gut belegt, dass eine umfassende Aufklä-
rung der Betroffenen über ihre Erkrankung 
in vielen Fällen zu einer Verbesserung der 
Lebensqualität und zu einer Reduktion der 
Symptome führt.[3] Bei der BGN wurden be-
reits langjährig gute Erfahrungen mit der 
Durchführung interdisziplinärer Gesund-
heitsseminare für Bäckerinnen und Bäcker 
mit obstruktiven allergischen Atemwegs-
erkrankungen gemacht.[4] 

Wenn Versicherte mit einer anerkannten 
BK 5101 und somit einer chronischen oder 
wiederholt rückfälligen Hauterkrankung 
an ihrem Arbeitsplatz verbleiben – wie es 
nach Wegfall des Unterlassungszwangs 
möglich ist –, benötigen sie ebenfalls eine 
gute Aufklärung über ihre Erkrankung. 

Die meisten Versicherten mit einer aner-
kannten BK 5101 haben bereits im Rahmen 
des Hautarztverfahrens an einem Haut-Ba-
sisseminar mit allgemeinen Informationen 
zum Thema Hautschutz und Hautpflege am 
Arbeitsplatz teilgenommen. Somit erschien 
es sinnvoll, ein erweitertes Präventions-
angebot individueller auf die Versicherten 
zuzuschneiden. 

Aus den Erfahrungen aus den Haut-Basis-
seminaren können Versicherte, die oft aus 
sehr kleinen Betrieben kommen, eine ein-
tägige Präventionsmaßnahme zumeist gut 
wahrnehmen, sodass es nahelag, auch eine 
neu zu gestaltende Präventionsmaßnahme 
zeitlich entsprechend zu konzipieren. Hie-
raus entstand die Idee eines „Individuellen 
Beratungstages Haut“. Dieser wird nach 
dem folgenden Konzept durchgeführt: 

Für einen Beratungstag werden bis zu 
fünf Versicherte eingeladen, für die indi-
viduelle Beratung wird ein Zeitfenster von 
1,5 Stunden eingeplant. Die Versicherten 
werden von einem interdisziplinären Team 
beraten. Dieses besteht aus in der Berufs-
dermatologie erfahrenen Dermatologin-
nen und Dermatologen, Reha-Manage-
ment beziehungsweise Sachbearbeitung 
und dem Technischen Aufsichtsdienst der 
BGN, hier zumeist aus Aufsichtspersonen, 
die auch an der Gestaltung der Haut-Ba-
sisseminare mitwirken und besonders mit 
der Thematik der beruflichen Hauterkran-
kungen vertraut sind. Die Beratung erfolgt 
dabei gemeinsam im gesamten Team zur 
aktuellen beruflichen und gesundheitli-
chen Situation der jeweiligen versicherten 
Person in Bezug auf die bestehende Haut-
erkrankung. Im Anschluss findet dann bei 
Bedarf eine individuelle Kurzschulung zu 
Hautpflege- und Hautschutzmaßnahmen 
statt. Diese wird von erfahrenen medizi-
nischen Assistentinnen und Assistenten 
durchgeführt. Vor der Beratung der ver-
sicherten Person findet eine kurze fall-
bezogene Besprechung der vorliegenden 

Bei verschiedenen chronischen Erkrankun gen, zum  Beispiel 
der Neurodermitis, ist gut belegt, dass eine umfassende 
Aufklä rung der Betroffenen über ihre Erkrankung in vielen 
 Fällen zu einer Verbesserung der Lebensqualität und zu einer 
Reduktion der Symptome führt.“ 



12

DGUV Forum 10/2022     Schwerpunkt Berufskrankheiten 

Befunde beziehungsweise der speziellen 
Fragestellungen statt. Ebenso werden nach 
erfolgter Beratung die Ergebnisse zusam-
mengefasst und das weitere Prozedere wird 
gemeinsam abgestimmt. 

Der Beratungstag wird in allen acht Au-
ßenstellen des Gesundheitsschutzes der 
BGN organisiert und angeboten. Derzeit 
sind jeweils zwei Veranstaltungen pro Jahr 
geplant. Das Angebot wird dem jeweiligen 
Bedarf angepasst. 

Eingeladen werden primär Versicherte 
mit einer anerkannten BK 5101, die im Be-
ruf verbleiben wollen. Für eine Beratung 
kommen aber auch folgende Versicherte 
infrage: 

• Versicherte, die sich noch unsicher 
bezüglich einer Tätigkeitsaufgabe 
sind 

• Versicherte, die aus medizinischen 
Gründen ihre Tätigkeit aufgeben 
sollten 

• Versicherte mit schweren und 
 wechselhaften Verläufen 

• junge Versicherte abhängig von 
 medizinischem Bild und Verlauf 

Der individuelle Beratungstag bietet die 
Möglichkeit, speziell auf die konkrete 
 Situation der Versicherten einzugehen. 
Mögliche Verbesserungen in der Therapie 
und Prävention der Berufsdermatose am 
Arbeitsplatz können hier ermittelt werden. 
Die Versicherten können konkret über Ri-
siken bei einer Fortführung der Tätigkeit 
aufgeklärt werden; ebenso kann auf die 
Intensivierung von Schutz- und Präven-
tionsmaßnahmen am Arbeitsplatz hin-
gewiesen werden. Bei Bedarf kann mit 
Einverständnis der Versicherten Kontakt 
zu der behandelnden Dermatologin oder 
dem Dermatologen aufgenommen sowie 
die verantwortliche Arbeitsmedizinerin 
oder der verantwortliche Arbeitsmediziner 
im Betrieb in die Betreuung eingebunden 
werden. Im Bereich des Arbeitsschutzes 
ist eine Unterstützung durch den Techni-
schen Aufsichtsdienst möglich. Hier ist 
jedoch zwingend das Einverständnis der 
Versicherten notwendig, um deren Arbeits-
platz durch einen vom Arbeitgeber oder der 

Arbeitgeberin eventuell nicht erwünsch-
ten Vor-Ort-Besuch des Technischen Auf-
sichtsdienstes nicht zu gefährden. Ergibt 
sich aus medizinischer Sicht im Rahmen 
der Beratung die Notwendigkeit zur Unter-
lassung der Tätigkeit, so kann dies direkt 
erläutert werden und eine Beratung hin-
sichtlich möglicher Leistungen zur Teilha-
be bei Tätigkeitsaufgabe erfolgen. 

Der persönliche Kontakt der Versicherten 
zur Sachbearbeitung oder dem Reha-Ma-
nagement kann von großem Vorteil sein – 
werden doch verwaltungsseitige Vorgänge 
so für die Betroffenen oft verständlicher 
und die BGN als betreuender Unfallver-
sicherungsträger bekommt für die Ver-
sicherten ein persönliches Gesicht. Dies 
erleichtert spätere Kontaktaufnahmen 
und führt möglicherweise auch zu einer 
besseren Kooperation bei dem gemeinsa-
men Ziel, einen guten beruflichen Weg für 
Versicherte mit ihrer beruflich bedingten 
Hauterkrankung zu finden. 

Zudem kann im Rahmen des Beratungsta-
ges auch eruiert werden, inwieweit psychi-
sche Belastungsfaktoren bei der beruflich 
bedingten Hauterkrankung eine zusätzli-
che Rolle spielen und deren Verlauf beein-
flussen. Sollte dies von den Versicherten 
geäußert werden oder im ärztlichen Ge-
spräch der Eindruck entstehen, dass hier 
eine entsprechende Relevanz vorliegt, 
kann auf Hilfestellungen wie Entspan-
nungsverfahren, psychologische Beratung 
oder Schulung verwiesen werden. 

Ein Fall aus der Praxis 

Frau R., geboren 1970, war seit 1994 als 
 Bäckereifachverkäuferin bei einem Mit-
gliedsbetrieb der BGN tätig. Hauterschei-
nungen an den Händen wurden erstmalig 
2009 dokumentiert. Die Versicherte berich-
tete, dass die Hauterscheinungen bereits 
seit zehn Jahren bestehen würden und un-
ter Behandlung mit steroidhaltigen Cremes 
und auch zeitweise Kortisontabletten im-
mer wieder eine Besserung eingetreten sei. 

Über viele Jahre bestand ein wechselhafter 
Verlauf. Während längerer Arbeitsunfähig-
keiten heilten die Hauterscheinungen ab, 

traten mit Beginn der Tätigkeitsaufnahme 
jedoch sofort wieder auf. Durch die Bewil-
ligung der ärztlichen Behandlung im Rah-
men von § 3 BKV wurde eine nachhaltige 
dermatologische Behandlung und Thera-
pie sichergestellt, die den Verbleib im Beruf 
erleichterte. Der Verlauf der Hauterkran-
kung wurde zudem fachärztlich dokumen-
tiert. Danach bestand ein wechselhafter 
Verlauf ohne nachhaltige Besserung trotz 
durchgeführten zweitägigen Hautschutz-
seminars in einem Institut für interdiszi-
plinäre Dermatologische Prävention und 
Rehabilitation (iDerm). Im Feststellungs-
verfahren wurde eine atopische Diathese 
(anlagebedingte Hauterkrankung) diagnos-
tiziert. Eine Teilursache der dokumentier-
ten Hauterscheinungen war die Arbeit in 
feuchtem Milieu und die verstärkende Wir-
kung von Okklusion erzeugenden Hand-
schuhen. Sensibilisierungen gegenüber 
Berufsstoffen waren nicht zu eruieren. 
Ein Unterlassungszwang wurde zum da-
maligen Zeitpunkt nicht festgestellt, da die 
zur Verfügung stehenden Präventionsmaß-
nahmen noch nicht ausgeschöpft waren. 
Ein stationäres Heilverfahren wurde vom 
Gutachter empfohlen, konnte aber nicht 
durchgeführt werden, weil die Versicher-
te ihr Kind pflegen musste. Im weiteren 
Verlauf wurde eine Proteinkontaktderma-
titis nach Kontakt mit Mohn und Sesam 
dokumentiert. Auch bestanden weiterhin 
schwere Hauterscheinungen. 

Aufgrund der Aufgrund der Änderungen 
im BK-Recht zum 1. Januar 2021 war die 
Hauterkrankung als Berufskrankheit – 
ohne Tätigkeitsaufgabe – anzuerkennen. 

Der Versicherten wurde die Teilnahme an 
einem Beratungstag im Gesundheitsschutz 
der BGN angeboten, damit interdisziplinär 
alle offenen Fragen für die Versicherte ge-
klärt werden konnten, unter anderem zu 
Geldleistungen, Möglichkeiten der Um-
schulung, einer erneuten Hautschutzbe-
ratung. Im Verlauf des Gesprächs mit der 
beratenden Hautärztin berichtete die Ver-
sicherte, dass sie weiterhin immer wieder 
bei erneuten Schüben der Hauterkrankung 
für einige Tage Kortisontabletten einneh-
men würde. Diese Schübe würden unter 
anderem ausgelöst durch den Kontakt mit 
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Sesam, wie er zum Beispiel beim Wälzen 
von Brötchen in Sesam entsteht. Bei oralem 
Kontakt sei es zu einer Lippenschwellung 
gekommen. Zudem besteht bei der Versi-
cherten ein Asthma bronchiale. Aufgrund 
der Symptomatik einer Kontakturtikaria/ 
Proteinkontaktdermatitis bei Kontakt mit 
Sesam, welcher in der Bäckerei nicht sicher 
gemieden werden kann und der Gefahr der 
Ausweitung der Symptome bis hin zu ei-
ner Anaphylaxie, wurde aus medizinischer 
Sicht die Tätigkeitsaufgabe empfohlen. Da-
rüber wurde die Versicherte durch die be-
ratende Hautärztin umfassend aufgeklärt. 

Die Versicherte entschloss sich nach die-
sem Beratungstag zur Tätigkeitaufgabe. 

Nach Ablauf des Beratungstages wurde 
Frau R. nach ihrem Eindruck gefragt. Sie 
empfand die Atmosphäre am Beratungs-
tag als sehr angenehm. Auch konnten alle 
für sie offenen Fragen geklärt werden. Die 
Informationen wurden verständlich ver-
mittelt. Sie konnte sich einen umfassenden 
Überblick zu Leistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung verschaffen. Besonders 
hilfreich war für sie das intensive Gespräch 
mit der Hautärztin des Gesundheitsschut-
zes der BGN. Hier konnten viele Fragen gut 
geklärt werden. Auch fand sie es beruhi-
gend zu wissen, auf welche Leistungen 
nach Tätigkeitsaufgabe ein Anspruch be-
stehen würde. Als ihr dann eine adäqua-
te Tätigkeit in der Nähe ihres bisherigen 
Arbeitsplatzes angeboten wurde, fühlte sie 
sich durch die BGN sehr gut beraten und 

bezüglich der finanziellen Möglichkeiten 
aufgeklärt, sodass ein reibungsloser Über-
gang in die neue Tätigkeit erfolgen konn-
te. Zurzeit arbeitet Frau R. als Kassiererin 
und Verkäuferin in einer Tankstelle ohne 
Backshop. Diese Arbeitsmöglichkeit in 
unmittelbarer Nähe zu ihrer Wohnstätte 
bietet ihr die Möglichkeit, ihren derzeiti-
gen  familiären Verpflichtungen nachzu-
kommen. 

Die Hauterscheinungen heilten fast voll-
ständig ab und Rezidive traten seitdem 
nicht mehr auf. 

Fazit 

Die beratenden Gespräche gemeinsam 
mit den der BGN zur Verfügung stehen-
den Fachleuten zeigen Versicherten mit 
beruflich erworbener Hauterkrankung 
alle für sie möglichen Perspektiven auf, 
unterstützen und bestärken sie letztend-
lich dabei, frei eine für sie stimmige Ent-
scheidung zu treffen. 

Die große Zufriedenheit und das aus-
nahmslos positive Feedback bestätigen 
sowohl die Fachleute vonseiten der BGN 
als auch bislang teilnehmende BGN-Versi-
cherte mit ihren Antworten auf die jeweils 
anschließend freiwillig und anonymisiert 
erfolgende Befragung. 
 
Die BGN hat mit der Einrichtung des „In-
dividuellen Beratungstages Haut“ zeitge-
recht und zielgerichtet auf die gesetzlichen 

Neuerungen 2021 reagiert und das beste-
hende Hautschutzprogramm um diesen 
Beratungstag ergänzt. Dieses neue Modul 
wurde erfolgreich in der Verwaltungspraxis 
umgesetzt und bietet Versicherten mit spe-
ziellen Fragestellungen Antworten eines 
geschulten und gut zusammenarbeitenden 
interdisziplinären Teams.  ← 

Unseren Dank für Anregungen und Unterstüt-

zung an Frau Dr. Stark, Frau Dr. Hamacher, 

Frau Dr. Sautter, Frau Leiss und Herrn Erhardt 

Die beratenden Gespräche gemeinsam mit den der BGN zur 
Verfügung stehen den Fachleuten zeigen Versicherten mit 
 beruflich erworbener Hauterkrankung alle für sie möglichen 
Perspektiven auf, unterstützen und bestärken sie letztend lich 
dabei, frei eine für sie stimmige Ent scheidung zu treffen.“ 
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Präventionsangebot der BGN bei 
Wirbelsäulenerkrankungen 

Key Facts 

• In der Zeit vom 1. Januar 2017 bis zum 19. Juli 2021 wurde Versicherten der BGN 
das Modellprojekt § 3 Wirbelsäulenerkrankung angeboten 

• Eine einwöchige Kompaktmaßnahme mit anschließender Physio- und Sport-
therapie führte zu positiven Ergebnissen bei den Teilnehmenden 

• Die BGN hält zukünftig ein optimiertes multimodales Therapie- und Präventions-
programm für Personen mit Wirbelsäulenerkrankungen vor 

Autorinnen und Autor 

 Heike Hesse 
 Sabine Wohne 
 Marc Bültmann 

Die Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe (BGN) hat aus einem Modellprojekt 
individualpräventive Maßnahmen zur Verhaltensprävention von Erkrankungen der Lendenwirbel­
säule entwickelt, die im folgenden Beitrag vorgestellt werden. 

S chmerzen des Stütz- und Bewe-
gungsapparates, insbesondere des 
Rückens, führen neben den Herz- 

und Kreislauferkrankungen zu den häufigs-
ten Krankheitsauslösern. Diese mindern 
nicht nur die Lebensqualität der Betroffe-
nen sondern führen meist zu Arbeitsun-
fähigkeitsfällen, Krankenhausbehandlun-
gen und Rehabilitationsmaßnahmen. Sie 
verursachen neben dem persönlichen Leid 
auch einen hohen wirtschaftlichen Scha-
den – nicht nur in den Mitgliedsbetrieben 
der BGN. 

Der allgemeine Präventionsauftrag der 
gesetzlichen Unfallversicherung, mit al-
len geeigneten Mitteln Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten sowie arbeitsbe-
dingte Gesundheitsgefahren zu verhüten 
(§ 1 SGB VII), wurde mit § 3 der Berufs-
krankheiten-Verordnung (BKV) konkreti-
siert und mit der zum 1. Januar 2021 in Kraft 
getretenen Weiterentwicklung des Berufs-
krankheitenrechts verstärkt. Mit dem Weg-
fall des sogenannten Unterlassungszwangs 
wurde die Teilnahme an individualpräven-
tiven Maßnahmen (IP-Maßnahmen) und 
Maßnahmen zur Verhaltensprävention 
für gefährdete versicherte Personen ver-

pflichtend und erlangt somit einen noch 
größeren Stellenwert. 

Modellprojekt § 3 Wirbel­
säulenerkrankung 

Für das Modellprojekt § 3 Wirbelsäulener-
krankung gründete die BGN einen Arbeits-
kreis. Dieser bestand aus Beschäftigten der 
Forschungsgesellschaft für angewandte Sys-
temsicherheit und Arbeitsmedizin GmbH 
Erfurt (FSA GmbH), dem Zentrum für Bewe-
gungstherapie (ZfB) Erfurt, dem Geschäfts-
bereich Prävention, Abteilung Bildung und 
Organisationsentwicklung Mannheim, dem 
Gesundheitsschutz Außenstelle Potsdam 
und des Leistungsbereichs der BGN. Er be-
gann am 1. Januar 2017 seine Arbeit mit der 
Konzeption und Projektplanung. 

Ziel war es, Erfahrungen und objektivier-
bare Daten zu sammeln, die als Entschei-
dungsgrundlage für die zukünftige Anwen-
dung und den Umgang bei der Gewährung 
von Präventionsmaßnahmen dienen soll-
ten. Des Weiteren sollte ein Verfahren de-
finiert und etabliert werden, wie zukünftig 
mit Anfragen zum Thema „Wirbelsäulen-
erkrankungen“ innerhalb der BGN (ab-

teilungsübergreifend) umgegangen wer-
den sollte, sei es für BK-Verdachtsfälle zur 
BK 2108 Anlage 1 zur BKV als auch für Prä-
ventionsfälle. Im Infokasten „Historischer 
Exkurs“ wird näher darauf eingegangen. 

Im Vordergrund standen die Verhaltens-
prävention sowie die Verhältnispräven-
tion und deren Umsetzung im Alltag und 
Berufsleben. Hierbei sollten Strategien 
berücksichtigt werden, um die Nachhal-
tigkeit der Maßnahmen abzusichern. Die 
Wirksamkeit der angebotenen Präventions-
maßnahmen sollten mit Hilfe einer beglei-
tenden Studie abgesichert werden. 

Konzeptionen des Modellprojektes § 3 
Wirbelsäulenerkrankung 
Im Zentrum für Bewegungstherapie (ZfB) 
Erfurt wurden Therapieinhalte entwickelt. 
Dabei wurden Erfahrungen aus vorangegan-
gen Wirbelsäulenprogrammen, aktuellen 
wissenschaftlichen und therapeutischen Er-
kenntnissen und die personellen und räum-
lichen Kapazitäten berücksichtigt. 

Neu war, dass unter dem Motto „Hilfe zur 
Selbsthilfe“ den Versicherten in einer ein-
wöchigen Kompaktmaßnahme (Modul A) 
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im ZfB eigene Handlungsmöglichkeiten 
vermittelt werden sollten. In Gruppen mit 
einer Stärke von vier Personen erfolgte der 
Unterricht unter Berücksichtigung des un-
terschiedlichen Leistungsniveaus und der 
individuellen Bedürfnisse. 

Auf Empfehlung des Behandlungsteams 
des ZfB wurde nach erfolgreichem Ab-
schluss von Modul A mit der Zielstellung: 
„Dranbleiben“ zur Nachhaltigkeit, das 
heißt zur Festigung und Fortführung des 
Erlernten, berufsbegleitend in einer wohn-

ortnahen Therapieeinrichtung 20 Einhei-
ten Physio- oder Sporttherapie; zweimal 
pro Woche (Modul B) verordnet. 

Historischer Exkurs 

Die Einführung der Verschleißerkrankungen der Wirbelsäule betreffenden Berufskrankheiten nach den Nummern 2108, 2109, 2110 der An-
lage zur Berufskrankheiten-Verordnung erfolgte durch die 2. Verordnung zur Änderung der Berufskrankheiten-Verordnung vom 18. Dezem-
ber 1992 (2. ÄVO – BGBl. I 2342) zum 1. Januar 1993. 

Der Verordnungstext lautete für die BK 2108 der Anlage 1 zur BKV bis zum 31.12.2020 wie folgt: 
„Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Lendenwirbelsäule durch langjähriges Heben oder Tragen schwerer Lasten oder durch langjäh-
rige Tätigkeiten in extremer Rumpfbeugehaltung, die zur Unterlassung aller Tätigkeiten gezwungen haben, die für die Entstehung, die Ver-
schlimmerung oder das Wiederaufleben der Krankheit ursächlich waren oder sein können“. 

Nach der Weiterentwicklung des Berufskrankheitenrechts, unter anderem mit dem Wegfall der Aufgabe der schädigenden Tätigkeit als ver-
sicherungsrechtliche Voraussetzung für die Anerkennung bestimmter Berufskrankheiten, wurde der Verordnungstext ab dem 1. Januar 2021 
geändert in „Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Lendenwirbelsäule durch langjähriges Heben oder Tragen schwerer Lasten oder 
durch langjährige Tätigkeiten in extremer Rumpfbeugehaltung, die zu chronischen oder chronisch-rezidivierenden Beschwerden und Funk-
tionseinschränkungen der Lendenwirbelsäule geführt haben“. 

Seit dem 1. Januar 1993 wurden der BGN 4.287 Verdachtsanzeigen zur BK 2108 BKV gemeldet. Dies ist im Vergleich zu den Verdachtsanzei-
gen anderer Unfallversicherungsträger sicher eine geringe Zahl. 

Durch die Einführung des Sozialgesetzbuchs (SGB) VII zum 01. Januar 1997 wurde der Präventionsauftrag erweitert. Hier ergaben sich folg-
lich auch für die BGN neue, komplexe Aufgaben in einer systemorientierten und interdisziplinären Prävention von Gesundheitsgefahren 
und Erkrankungen des Stütz- und Bewegungsapparates. Nach § 3 Berufskrankheitenverordnung (BKV) haben die Unfallversicherungsträger 
bei einer drohenden Berufskrankheit deren Entstehung oder Verschlimmerung mit allen geeigneten Mitteln entgegenzuwirken. Hierbei 
kommt der Individualprävention eine bedeutende Rolle zu. 

Die BGN hat daher bereits im Jahr 2000 ein Modellprojekt, über einen Zeitraum von vier bis sechs Wochen, ins Leben gerufen. Hier wurde 
das Ziel verfolgt, durch ein Behandlungsprogramm arbeits- und berufsbedingte Erkrankungen des Stütz- und Bewegungsapparates im 
Kausalzusammenhang zu erkennen und den Verbleib der versicherten Person im Tätigkeitsbereich durch Wiederherstellung und/oder 
 Steigerung der körperlichen und psychomentalen Belastbarkeit sowie beruflicher Risikominimierung zu ermöglichen. 

Aus dem Modellprojekt sollten Erfahrungen für die betriebliche Verhältnisprävention sowie für die allgemeine individuelle Prävention 
abgeleitet werden. Zusätzlich waren im Modellprojekt Untersuchungen zum Kausalzusammenhang von individueller Arbeitstechnik und 
Gefährdungen/Erkrankungen für das Stütz- und Bewegungssystem vorgesehen. Morphologische und neuromuskuläre Untersuchungen zu 
arbeitsbedingten Adaptationen des Stütz- und Bewegungsapparates sollten den positiven Effekt dosierter körperlicher Belastung unter 
Arbeitsbedingungen objektivieren. 

Endgültig war festzustellen, dass die erforderliche Teilnehmerzahl von 80 bis 90 Versicherten in das Untersuchungs- bzw. Therapiepro-
gramm nicht erreicht und das Modellprojekt nicht entsprechend ausgewertet werden konnte. Dabei war die Hürde des Vorliegens der 
arbeitstechnischen Voraussetzungen nach dem Mainz-Dortmunder-Dosismodell (MDD) sowie der Abwesenheitszeitraum der Versicherten 
von 6 Wochen, auch nach einer späteren Reduzierung des Modellprojektes auf drei Wochen ursächlich. 

Auch wenn dieses Projekt aufgrund der genannten Gründe die vergangenen Jahre nicht in ein endgültiges Verfahren überführt werden 
 konnte, hält die BGN bis heute entsprechende Präventions- und Beratungsangebote für ihre Versicherten vor. Hier sind zum Beispiel 
die  Gesundheitstage, die mobile Rückendiagnostik, Inhouseseminare „Rückengesundheit“, arbeitsmedizinische Präventionsberatung 
 „Rücken“, orthopädische Sprechstunden sowie der Gesundheitscheck und Ergonomie-Check im Betrieb zu nennen. 

Die DGUV-Präventionskampagne „Denk an mich, dein Rücken“ sensibilisierte nochmals für das Thema. Aus diesem Gedanken heraus 
 wollte die BGN ein multimodales Therapie- und Präventionsprogramm für ihre Versicherten mit Wirbelsäulenerkrankungen anbieten, die 
den Verbleib in ihrer bisherigen wirbelsäulenbelastenden Tätigkeit anstreben. 

Im Konzept war optional eine Beratung 
am Arbeitsplatz (Modul C) vorgesehen, die 
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durch den Gesundheitsschutz Außenstelle 
Potsdam organisiert wurde. 

Der ursprünglich geplante Projektabschluss 
zum 31. Dezember 2020 konnte aufgrund 
der anfänglich geringen Zahl an Teilneh-
merinnen und Teilnehmern sowie der 
Unterbrechung während der Corona-Pan-
demie nicht eingehalten werden. Mit dem 
Abschluss der Evaluation zum 19. Juli 2021 
wurde das Modellprojekt § 3 Wirbelsäule 
beendet. 

Durchführung des Modellprojektes § 3 
Wirbelsäulenerkrankung 
Der Arbeitskreis § 3 Wirbelsäule entwickel-
te ab dem 1. Juli 2017 die Projektkonzeption 
und -steuerung. Hier wurden Zugangskri-
terien und Zugangswege sowie Inhalte der 
modularen Therapiemaßnahmen entwi-
ckelt und Rahmenbedingungen geklärt 
und festgelegt. Dem Vorgehen lag eine 
neu erarbeitete Handlungsanleitung zu-
grunde, die im ersten Schritt eine Prüfung 
der arbeitstechnischen und medizinischen 
Zugangsvoraussetzungen und ein Telefon-
profiling vorsah. 

Gestützt auf vorangegangene Erfahrungen 
galten als arbeitstechnische Zugangskrite-
rien: wirbelsäulenbelastende Tätigkeiten 
von fünf Kilogramm und mehr, ab einer 
mindestens siebenjährigen Zugehörigkeit 
zu nachstehenden Risikoberufsgruppen: 

• Versandfahrerin und Versandfahrer 
oder Ausfahrerin und Ausfahrer 
im Backgewerbe, in der Getränke-

industrie, mehl- und nahrungsmittel-
verarbeitenden  Industrie 

• Kommissioniererin und Kommissio-
nierer der Getränkeindustrie, mehl- 
und nahrungsmittelverarbeitenden 
sowie lebensmittelherstellenden 
Industrie 

• Herstellerin und Hersteller von Süß-
waren, Mehl- und Nährmitteln und 
Molkereierzeugnissen 

• Service- und Restaurantfachkraft 
oder Koch und Köchin 

• Bäckerin und Bäcker oder Konditorin 
und Konditor 

• Fleischerin und Fleischer (auch 
Fleischverarbeiterin und Fleischver-
arbeiter oder Wurstwarenherstellerin 
und Wurstwarenhersteller) 

• Tabakwarenmacherin und Tabak-
warenmacher 

• Fischverarbeiterin und Fischver-
arbeiter 

Medizinische Eingangskriterien waren 
nachgewiesene oder auf klinische Befun-
de sowie bildgebende Verfahren gestützte 
bandscheibenbedingte Erkrankungen der 
unteren Lendenwirbelsäule, die mit Ein-
schränkungen der Arbeitsfähigkeit ein-
hergehen. 

Dazu gehören zum Beispiel:

• Bandscheibenvorfälle und Band-
scheibenvorwölbungen 

• Verschmälerungen der Zwischen-
wirbelräume infolge von Chondrosen 

• Verdichtungen der Grund- und 

 Deckenplatten der Wirbelkörper 
 (Osteochondrosen) 

• Veränderungen der kleinen Wirbel-
gelenke (Spondylarthrosen) 

• knöcherne Randanbauten an den 
Wirbelkörpern (Spondylosen und 
Retrospondylosen). 

Darüber hinaus wurde eine Präventions-
fähigkeit im Hinblick auf Trainingsbelas-
tung sowie der Ausschluss von medizini-
schen Kontraindikationen vorausgesetzt. 

Nach Prüfung der arbeitstechnischen und 
medizinischen Zugangsvoraussetzungen 
sowohl von der Leistungsseite nach BK-
Verdachtsmeldung als auch von Seiten der 
Prävention zentral über den Gesundheits-
schutz Potsdam erfolgte die telefonische 
Kontaktaufnahme mit der versicherten 
Person und die Einholung des Einver-
ständnisses zur Teilnahme am Modell-
Projekt einschließlich zur Mitwirkung 
bei der Evaluierung. Folgend wurde das 
ZfB mit der Durchführung des Moduls A 
beauftragt. 

Das Modul A besteht aus einer medizi-
nischen Ein- und Ausgangsdiagnostik der 
Einrichtung. Dazu gehören die Anamne-
se, klinische Untersuchung, funktionelle 
Wirbelsäu lendiagnostik sowie Ausdauer- 
und Krafttest. Der Hauptteil des Moduls 
besteht aus therapeutischen Maßnahmen, 
wie Physiotherapie, Ergonomie-Schulung, 
individuelles Arbeitsplatztraining, medi-
zinische Trainingstherapie und Funk-
tionsgymnastik. Aber auch ernährungs-

Im Zentrum für Bewegungstherapie (ZfB) Erfurt wurden Therapie­
inhalte entwickelt. Dabei wurden Erfahrungen aus vorangegangen 
Wirbelsäulenprogrammen, aktuellen wissenschaftlichen und the­
rapeutischen Erkenntnissen und die personellen und räumlichen 
Kapazitäten berücksichtigt.“ 
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wissenschaftliche und psychologische 
Kurzworkshops zu Themen wie Entspan-
nung, Stress, Schmerz oder Motivation sind 
im Modul A integriert. 

Zum Ende des Moduls A standen Beschäf-
tigte des Leistungsbereichs vom Standort 
Erfurt für unfallversicherungsrechtliche 
Fragen der Teilnehmenden vor Ort zur Ver-
fügung. Die Rückmeldungen der Teilneh-
menden waren hinsichtlich des Konzepts, 
der Organisation, Betreuung (sowie Unter-
bringung und Verpflegung), ganz beson-
ders aber der Therapieinhalte, sehr positiv. 
Die Wiederholung einer solchen einwöchi-
gen Maßnahme wurde nachgefragt. 

Durch die leitende Ärztin des ZfB wur-
den die entsprechenden Verordnungen 
für eine, nach Möglichkeit zeitnah im An-
schluss an das Modul A beginnende, Phy-
sio- und Sporttherapie ausgestellt. Diese 
Trainingsmaßnahmen (Modul B) wurden 
berufsbegleitend in einer wohnortnahen 
Therapieeinrichtung zweimal pro Woche 
durchgeführt. Neben der Verordnung be-
auftragte das ZfB die Einrichtungen mit 
einer Zulassung für Erweiterte Ambulan-
te Physiotherapie (EAP) einen Abschluss-
bericht nach erfolgter Trainingsmaß nahme 

zu erstellen. Damit sollte der Effekt der me-
dizinischen Behandlungsmaßnahmen ge-
sichert werden, um das Erlernte zu festigen 
und fortzuführen. 

Evaluation der Präventions maßnahme 
Eine Erhebung der Daten fand zwischen 
den Jahren Ende 2018 und Anfang 2021 
statt. Anhand eines Fragebogenkonzepts 

wurden durch Beschäftigte der FSA Daten 
erhoben und diese seitens des Geschäfts-
bereichs Prävention, Abteilung Bildung 
und Organisationsentwicklung Mannheim 
 mittels einer Statistik-Software datenana-
lytisch ausgewertet. 

Durch die Erfassung mittels Fragebögen – 
vor und nach der Präventionsmaßnahme – 

Zusammengefasst 
ergaben die Auswer­
tungen, dass die neu 
entwickelte Präven­
tionsmaßnahme bei 
den Teilnehmenden 
zu einer Reduktion 
der Schmerzen und 
damit zu geringeren 
Beeinträchtigungen 
im All tag führten.“ 

Fo
to

: H
ei

ke
 H

es
se

/F
SA

Wirbelsäulentest 

Fo
to

: J
oh

an
ne

s 
Pi

el
er

/F
SA

Posturale propriozeptive Therapie 



18

DGUV Forum 10/2022     Schwerpunkt Berufskrankheiten 

wurden mögliche Veränderungen der Sym-
ptomatik der Teilnehmenden gemessen, 
zum Beispiel ob und welche Verbesse-
rungen des Krankheitsbildes nach der 
Präventionsmaßnahme erreicht wurden. 
Um alternative Erklärungsansätze für eine 
Veränderung in der Symptomatik auszu-
schließen, wurde eine vergleichbare Per-
sonengruppe befragt, die noch nicht an 
der Präventionsmaßnahme teilgenommen 
hatte. 

An der Befragung nahmen 65 Personen (da-
von 33 Prozent weiblich) im Alter von 34 bis 
64 Jahren teil. Schmerzen gaben die meis-
ten Personen seit mehr als fünf Jahren an. 

Zusammengefasst ergaben die Auswertun-
gen, dass die neu entwickelte Präventions-
maßnahme nach Durchführung von Modul 
A und B bei den Teilnehmenden zu einer 
Reduktion der Schmerzen und damit zu ge-
ringeren Beeinträchtigungen im Alltag so-
wie einer Steigerung der beruflichen Leis-
tungsfähigkeit führten. So konnte bereits 
drei Monate nach Teilnahme an der Prä-
ventionsmaßnahme, im Gegensatz zu den 
Nichtteilnehmenden, von einer Abnahme 
der Schmerzen und Zunahme zahlreicher 
Schmerzbewältigungsstrategien  berichtet 
werden. 

Ergebnis und Ausblick 
Das Modellprojekt § 3 Wirbelsäulenerkran-
kungen war im Projektzeitraum ein dyna-
mischer Prozess der fortlaufenden Opti-
mierung des organisatorischen Ablaufs. 

Nach Beendigung des Modellprojekts wur-
de zur Festigung und Überprüfung des 
Qualitätsstandards ein langfristiges Mo-
nitoring der teilnehmenden Versicherten 
konzipiert. Der ursprünglich in der Eva-
luation eingesetzte Fragebogen wird nun 
in einer verkürzten Version bei allen nach 
Abschluss der Präventionsmaßnahme teil-
nehmenden Versicherten vor Modul A, un-
mittelbar nach Modul B und sechs Monate 
nach Modul B eingesetzt. 

Eine Arbeitsplatzsimulation ist im ZfB 
grundsätzlich möglich, die Realität des 
konkreten Arbeitsplatzes ist aber meist an-
ders und individuell. Um dem Rechnung 
zu tragen, kann eine individuelle Arbeits-
platznachsorge da, wo es die Umstände er-
lauben und ein Bedarf besteht, organisiert 
(Modul C) werden. Dazu gehören die Be-
ratung zur Ergonomie am Arbeitsplatz, die 
Motivation zu mehr Sport und die Durch-
führung der erlernten Übungen. 

Als weiteres Ergebnis des Projektes ergab 
sich im Sinne der Nachhaltigkeitsstrate-
gie die Notwendigkeit des Angebotes eines 
Auffrischungskurses. In diesem werden 

über einen Zeitraum von drei Tagen rund 
zwölf Monate nach Modul B die Inhalte 
bezogen auf die Bausteine der Module A 
und B zum Teil wiederholt und aufgefrischt 
sowie vertieft und ausgebaut. 

Fazit 

Das Modellprojekt § 3 Wirbelsäulenerkran-
kung ist beendet. Die frühzeitige Rekru-
tierung der versicherten Personen ist vor 
dem Hintergrund der beklagten Wirbelsäu-
lenbeschwerden sinnvoll. Die Dauer der 
Kompaktmaßnahme (Modul A) mit (nur) 
einer Woche zeigt positive Effekte und ist 
auch für selbstständig Tätige ein sinnvol-
les Angebot. 

Die Ergebnisse des Projektes zeigen ferner, 
dass die Notwendigkeit besteht, Nachhal-
tigkeitsstrategien in einer Präventionsmaß-
nahme zu integrieren. Mit den hier gewon-
nen Erkenntnissen und Ergebnissen eines 
multimodalen Therapie- und Präventions-
programms bei Personen mit Wirbelsäulen-
erkrankungen hält die BGN nun ein Angebot 
für BK-Verdachtsfälle und Präventionsfälle 
bei wirbelsäulenerkrankten Personen vor, 
welches auch von Versicherten anderer Un-
fallversicherungsträger in Anspruch genom-
men werden kann.  ← 

Die Ergebnisse des 
Projektes  zeigen fer­
ner, dass die Not­
wendigkeit besteht, 
Nachhaltigkeitsstra­
tegien in einer Prä­
ventionsmaßnahme 
zu integrieren.“ 
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Arbeitstraining 

Kontaktdaten 

Zentrum für Bewegungstherapie/ 
FSA GmbH 
Dubliner Str. 12 
99091 Erfurt 
Fon: +49 (0)361-26244-0 
Fax: +49 (0)361-26244-29 
Mail:  zfb@fsa.de 

Therapiemaßnahmen im Überblick: 

1. Modul A – Zuweisung ans ZfB 
2. Modul B – auf Empfehlung des 
 Behandlungsteams 
3. Modul C – auf Empfehlung des 
 Behandlungsteams – durchgeführt 
durch den jeweiligen Träger 
4. Refresher - ca. 12 Monate nach 
 Abschluss von Modul B 

mailto:zfb%40fsa.de?subject=
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Aus Betroffenen Beteiligte machen – 
der neue § 9 Abs. 4 SGB VII 

Key Facts 

• § 9 Abs. 4 Satz 2 SGB VII statuiert eine besondere Aufklärungspflicht der Unfall-
versicherungsträger gegenüber den Versicherten über die mit der beruflichen
Tätigkeit verbundenen Gefahren und mögliche Schutzmaßnahmen

• Die persönliche, individuelle Beratung vor Ort am Arbeitsplatz stellt eine beson-
ders effektive, allerdings auch aufwendige Interventionsmaßnahme dar

• Versicherte aktiv einzubinden, Wissen und Verständnis in einer Begegnung auf 
Augenhöhe im persönlichen Kontakt zu vermitteln und die Möglichkeit für Rück- 
und Verständnisfragen zu geben, macht Versicherte handlungssicher und stärkt 
gleichzeitig ihre Eigenverantwortung

Autorinnen 

Simone Wouterse 
Dr. Sibylle Staufenberger 
Marita Klinkert 

Die Weiterentwicklung des Berufskrankheitenrechts beinhaltet für die Unfallversicherung den 
 Auftrag, ihre Präventionsaktivitäten zu intensivieren. Die Stärkung von Maßnahmen zur Individual­
prävention ist deshalb ein wichtiges strategisches Ziel. So gestalten der Leistungsbereich und die 
Prävention der Berufsgenossenschaft Handel und Warenlogistik (BGHW) diese Aufgabe. 

Ausgangssituation 

Gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 
haben Arbeitgebende die mit ihrer Arbeit 
verbundenen Gefahren für Beschäftigte 
zu ermitteln und für den Arbeitsschutz er-
forderliche Maßnahmen festzulegen. Be-
schäftigte sind über Sicherheit und Ge-
sundheitsschutz bei der Arbeit während 
ihrer Arbeitszeit ausreichend und ange-
messen zu unterweisen und diesbezüg-
lich zur Mitarbeit verpflichtet. Zusätzlich 
haben Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen 
für eine angemessene arbeitsmedizinische 
Vorsorge zu sorgen (§ 3 Verordnung zur ar-
beitsmedizinischen Vorsorge – ArbMedVV). 
In Konkretisierung des allgemeinen gesetz-
lichen Präventionsauftrages der Unfallver-
sicherungsträger nach § 1 Sozialgesetzbuch 
(SGB) VII erbringen Berufsgenossenschaf-
ten und Unfallkassen seit Jahrzehnten wirk-
same individualpräventive Maßnahmen auf 
der Grundlage des § 3 Abs. 1 Berufskrank-
heiten-Verordnung (BKV) für gefährdet tä-
tige Versicherte, bei denen das Entstehen 
 beziehungsweise Wiederaufleben einer Be-

rufskrankheit (BK) oder deren Verschlim-
merung droht. Gemäß § 14 SGB I haben die 
Versicherten einen Anspruch auf Beratung 
über ihre jeweiligen Rechte und Pflichten 
nach dem Sozialgesetzbuch. Zum 1. Januar 
2021 ist der Unterlassungszwang bei insge-
samt neun[1] der aktuell 82 BK-Tatbestände 
weggefallen. Die zuvor mit dem Unterlas-
sungszwang verfolgten Zwecke sollen künf-
tig auf anderen Wegen erreicht werden: 

• durch die Stärkung von Maßnahmen
der Individualprävention (IP) und 

• durch die Einforderung der aktiven
Mitwirkung der Betroffenen[2] 

Stärkung der Individual­
prävention 

Der durch das Siebte Gesetz zur Änderung 
des SGB IV (7. SGB IV ÄndG) neu gefasste 
Absatz 4 stellt auf eine schon eingetretene 
und anerkannte Berufskrankheit ab und 
gilt für alle BK-Tatbestände, nicht nur für 
jene, bei denen bisher der Unterlassungs-
zwang zur Anerkennung gefordert war. 

 Unter anderem werden in § 9 Abs. 4 SGB 
VII folgende Regelungen getroffen: 

Satz 1 enthält – als Ultima Ratio – die be-
reits in § 3 Abs. 1 Satz 2 BKV genannte Ver-
pflichtung der Unfallversicherungsträger, 
bei den Versicherten darauf hinzuwirken, 
eine gefährdende Tätigkeit zu unterlassen, 
wenn sich die Gefahr, dass die Krankheit 
wieder auflebt oder sich verschlimmert, 
nicht durch andere geeignete Mittel be-
seitigen lässt. Satz 2 statuiert eine beson-
dere Aufklärungspflicht der Unfallversi-
cherungsträger über die mit der konkreten 
Tätigkeit verbundenen Gefahren und mög-
lichen Schutzmaßnahmen.[3] 

Zur Stärkung des Präventionsgedankens er-
weitert Satz 3 die bereits nach den §§ 60 ff. 
SGB I bestehenden Pflichten der Versicher-
ten zur Mitwirkung bei ärztlichen Untersu-
chungen und Heilbehandlungen um einen 
neuen Aspekt: die Teilnahme an individu-
alpräventiven Maßnahmen der Unfallver-
sicherungsträger und die Mitwirkung an 
Maßnahmen zur Verhaltensprävention.[4] 



20

DGUV Forum 10/2022     Schwerpunkt Berufskrankheiten 

Besteht die Gefährdung nach Anerkennung 
einer Berufskrankheit fort, steht die Ver-
meidung des Wiederauflebens oder der 
Verschlimmerung der Berufskrankheit 
nicht in der alleinigen Selbstverantwor-
tung der Versicherten. Arbeitgeber und 
Arbeitgeberinnen haben die Pflicht, vor-
rangig Präventions- und Arbeitsschutz-
maßnahmen der Verhältnisprävention an-
zubieten. Die Beschäftigten haben „nach 
ihren Möglichkeiten alle Maßnahmen (…) 
zu unterstützen und die entsprechenden 
Anweisungen des Unternehmers zu be-
folgen“. Die Pflichten von Arbeitgebern, 
Arbeitgeberinnen und Beschäftigten sind 
auch in § 21 Abs. 3 SGB VII beschrieben, in 
Abschnitt 2 und 3 ArbSchG oder in § 7 der 
Gefahrstoffverordnung (GefStoffV; Pflicht 
zur Bereitstellung und Verwendung der 
persönlichen Schutzausrüstung) sowie 
in § 9 der Biostoffverordnung (BioStoffV). 

Wird die gefährdende Tätigkeit fortgesetzt, 
gibt es darüber hinaus eine Schnittstelle 
zu den Unfallversicherungsträgern. Denn 
Versicherte sind auch verpflichtet, von den 

Unfallversicherungsträgern angebotene 
Präventionsmöglichkeiten zu nutzen, die 
geeignet sind, eine weitere Schädigung zu 
verhindern oder zumindest zu minimieren.[5] 

Megatrend Gesundheit 

Mit der Weiterentwicklung des Berufs-
krankheitenrechts ist für die Unfallver-
sicherungsträger der Auftrag verbunden, 
ihre Präventionsaktivitäten zu intensi-
vieren. Dies deckt sich mit in der Gesell-
schaft zu beobachtenden Entwicklungen 
und Trends. So hat sich die Erhaltung der 
Gesundheit als Fundamentalwert in den 
vergangenen Jahren tief im menschlichen 
Bewusstsein verankert. Als zentrales Le-
bensziel prägt der Megatrend sämtliche 
Lebensbereiche, Branchen und Unterneh-
men. Prävention ist zum wichtigen Pfei-
ler der Gesundheitsversorgung und eines 
wachsenden Gesundheitsbewusstseins ge-
worden; dies wirkt auch in die Ebene der 
betrieblichen Arbeitssicherheit und des 
Gesundheitsschutzes.[6] 

Die Präventionsziele „Länger gesund arbei-
ten können“ beziehungsweise „Alters- und 
alternsgerechtes Arbeiten“ gewinnen zu-
dem aufgrund des demografischen Wan-

dels mit bestehendem Fachkräftemangel 
zunehmend an Bedeutung.[7] 

Bezogen auf die Wirksamkeit von Maß-
nahmen der Arbeitssicherheit und des Ge-
sundheitsschutzes erweist sich die Einbe-
ziehung des Individuums als ein Schlüssel 
zum Erfolg.[8] 

Strategische Ziele 

Die Geschäftsführerinnen- und Geschäfts-
führerkonferenz der DGUV hat den gesetz-
geberischen Auftrag aufgegriffen und 
die Stärkung von individualpräventiven 
Maßnahmen (IP-Maßnahmen) zu einem 
wichtigen strategischen Ziel erklärt. Ein 
weiterer Handlungsschwerpunkt ist die 
(noch stärkere) Verzahnung von Präven-
tion und Rehabilitation. Von diesen The-
men leiten sich zahlreiche Aktivitäten wie 
Forschungsvorhaben, Pilotprojekte und 
DGUV-Arbeitsgruppen zu IP-Maßnahmen 
bei verschiedensten Erkrankungen ab. An-
fang November 2022 ist zudem ein nächs-
ter trägerübergreifender Informations- und 
Erfahrungsaustausch zur Zusammenarbeit 
von Prävention und Rehabilitation geplant, 
in dem das Potenzial einer optimierten Zu-
sammenarbeit beleuchtet werden wird.[9] 

Abbildung 1: Verdachtsanzeigen BGHW 2021 
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BK­Verdachtsanzeigen BGHW 2021 

Insgesamt 3.805 Fälle 

Sonstige 
112 Fälle 

1-er-Gruppe
336 Fälle

2101–2107
124 Fälle

2108–2116 
654 Fälle 

2301 
526 Fälle 

3-er-Gruppe 
32 Fälle 

4101–4116 
331 Fälle 

4201–4302 
141 Fälle 

5101–5103 
1.549 Fälle 

Die  Präventionsziele 
„Länger gesund 
arbei ten können“ 
 beziehungsweise 
„Alters- und alterns-
gerechtes Arbeiten“ 
gewinnen zu dem 
aufgrund des demo-
grafischen Wan dels 
mit bestehendem 
Fachkräftemangel 
 zunehmend an Be-
deutung.“ 
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Umsetzung bei der BGHW 

Das Berufskrankheitengeschehen bei der 
BGHW ist heterogen mit einem deutlichen 
Schwerpunkt beim Thema Hauterkrankun-
gen (siehe Abbildung 1). Insbesondere bei 
diesen ist seit vielen Jahren ein gestuftes 
Handlungskonzept etabliert, das abhängig 

von Schwere und Verlauf der Erkrankung 
über zunächst niederschwellige Angebo-
te darauf abzielt, den Verbleib der Versi-
cherten in ihrer Tätigkeit sicherzustellen.[10] 

Das Verfahren hat sich insbesondere auch 
im Hinblick auf die Mitgliederstruktur mit 
einer großen Zahl von kleinen und mitt-
leren Unternehmen sowie Großunterneh-
men mit meist vielen Filialen bewährt und 
trägt dem Grundsatz des § 69 Abs. 2 SGB IV 
Rechnung. Die persönliche, individuelle 
Beratung vor Ort am Arbeitsplatz durch 
Mitarbeitende der Prävention gilt zwar als 
aufwendig, aber diese besonders effekti-
ve Intervention war in Einzelfällen auch 
schon in der Vergangenheit Bestandteil 
des Maßnahmenspektrums. Sie wurde im 
Hinblick auf die mit der BK-Rechtsreform 
verfolgten Ziele systematisch ausgebaut. 

Q
ue

lle
: B

G
H

W

Ausschnitt aus Prozessablauf Fallkategorie 2 (§ 3 Abs. 1BKV/BK-Ermittlungsverfahren parallel) Stand 01.01.2021

Dieser Prozessablauf beinhaltet wiederholt rückfällige und/oder schwere oder als schwer zu erwartende Fälle, die
weiterhin die angeschuldigte Tätigkeit verrichten
…
6 Nach ärztlicher Beratung Umsetzung

und Überprüfung der
vorgeschlagenen Maßnahmen, IP-
Ermittlungen über PR so schnell
wie möglich veranlassen

6.1 Umsetzung und Überprüfung der vorgeschlagenen Maßnahmen
durch § 3 Abs. 1 BKV-Auftrag per Mail an PR:

 Arbeitsplatzbesichtigung
 Ausführliche Beschreibung der Verhältnisse am

Arbeitsplatz und der Hautgefährdungen anhand des IP-Haut
Erhebungsbogens

 Beratung zur Verhältnis- und Verhaltensprävention auch
mit Arbeitsplatzoptimierung; IP durch konkrete Beratung
zur Anwendung der von uns über externenen Distribuenten
und/oder der vom AG  zur Verfügung gestellten Hautmittel
und Schutzhandschuhe mit ggf. Anpassung der Empfehlung
an Hautmitteln und Handschuhen.

 Hinweise zu weiteren erforderlichen Maßnahmen der IP (z.
B. Vorschlag einer Hautschulungsmaßnahme in Form eines
GPS oder eines entsprechenden Webinars oder Hinweise
für den AG).

 Bei Allergien zusätzlich Überprüfung der beruflichen
Relevanz von Sensibilisierungen.

SB AP, VP, externer
Distribuent

Abbildung 2: Ausschnitt Prozessablauf Stufenverfahren Haut 

Zusammenarbeitsmodell 
 Prävention und Rehabilitation 

Im Laufe des Jahres 2020 wurden die zu-
künftigen IP-Aktivitäten von Prävention 

und Rehabilitation aufeinander abge-
stimmt und prozessual verknüpft. Hier-
für wurden gemeinsam Workflows und 
Schulungskonzepte erarbeitet, die einge-
setzten Arbeitsmaterialien, Schnittstellen 
und Übergabepunkte wurden definiert und 
inhaltlich wie auch zeitlich abgeklärt. So-
wohl im Leistungsbereich als auch in der 
Prävention wurden umfangreiche Schulun-
gen, teilweise auch gemeinsam, durchge-
führt. Wesentliches Element des Vorgehens 
bildet der Dokumentationsbogen zur Be-
ratung am Arbeitsplatz, der ähnlich dem 
Reha-Plan unter aktiver Einbeziehung der 
Versicherten konkrete Maßnahmen der 
Verhältnis- und Verhaltensprävention fest-
hält und von den Versicherten mitunter-
schrieben wird. Denn die Erfahrungen aus 
dem Reha-Management mit dem essenziel-
len Steuerungsinstrument Reha-Plan zei-
gen: Versicherte aktiv einzubinden, Wissen 
und Verständnis in einer Begegnung auf 
Augenhöhe im persönlichen Kontakt zu 
vermitteln und die Möglichkeit für Rück- 
und Verständnisfragen zu geben, macht die 
Versicherten handlungssicher und stärkt 

Im Laufe des Jahres 
2020 wurden die zu-
künftigen IP-Aktivi-
täten von Prävention 
und Rehabilitation 
aufeinander abge-
stimmt und prozes-
sual verknüpft.“ 
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gleichzeitig ihre Eigenverantwortung.[11] Mit 
den betroffenen Versicherten Gespräche zu 
führen, motiviert diese.[12] 

Fallbeispiel 

Nach einem frühzeitigen Telefoninterview 
mit den Versicherten durch die BK-Sachbe-
arbeitung erfolgt neben der Erteilung des 
Heilbehandlungsauftrags standardisiert 
eine persönliche oder telefonische be-
ziehungsweise virtuelle Beratung durch 
Hautärztinnen und Hautärzte des BGHW-
Netzwerks. Im Zuge dessen werden die Er-
krankten mit passgenauen Hautmitteln und 
Arbeitsschutzhandschuhen versorgt. Die 
behandelnden Hautärztinnen und Haut-
ärzte, gegebenenfalls auch Betriebsärz-
tinnen und Betriebsärzte, sind in das Ver-
fahren eingebunden. In schwereren Fällen 
macht die Prävention – auch bereits vor An-
erkennung einer BK-Nummer 5101 – einen 
Aufklärungs- und IP-Beratungsbesuch am 

Arbeitsplatz. Dabei werden auch die zur Ver-
fügung stehenden Arbeitsschutzhandschu-
he und Hautmittel auf ihre Eignung sowie 
die Handhabung durch die Versicherten 
überprüft und – wenn erforderlich – opti-
miert. In weniger schweren Fällen, die allein 
aufgrund der Dauer der Hauterscheinungen 
und IP-Maßnahmen als Berufskrankheit an-
zuerkennen sind, erfolgt der Beratungsbe-
such zeitnah mit der Anerkennung. 

In gleicher Weise wird auch bei anderen 
BK-Tatbeständen – angepasst an die dor-
tigen Erfordernisse – vorgegangen. 

Im Geschäftsjahr 2021 wurden 884 Aufklä-
rungs- und IP-Beratungsgespräche am Ar-

Eine erste Evaluation 
der gemeinsam neu 
gestalteten Prozess-
abläufe erfolgte im 
Rah men zweier Er-
fahrungsaustausche 
im No vember 2021 
und Mai 2022.“ 

beitsplatz durchgeführt, darunter auch in 
noch laufenden Altfällen nach § 3 Abs. 1 BKV 
sowie den nach § 12 BKV zu überprüfenden 
Sachverhalten. 

Ausblick 

Eine erste Evaluation der gemeinsam neu 
gestalteten Prozessabläufe erfolgte im Rah-
men zweier Erfahrungsaustausche im No-
vember 2021 und Mai 2022. Trotz des nur 
kurzen Beurteilungszeitraums und der 
durch Corona geprägten Rahmenbedingun-
gen fiel die Resonanz aus beiden Bereichen 
positiv aus. Aufgenommene Verbesserungs-
vorschläge fließen wie gewohnt qualitäts-
sichernd in das Verfahren ein.  ←

Abbildung 3: IP-Beratung vor Ort – Fallzahlen BGHW 2021 
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IP­Beratung vor Ort – Fallzahlen BGHW 2021 

Anerkannte BKen insgesamt: 
1.609, davon 1.334 Fälle der hier dargestellten BK-Nummern 

Insgesamt 882 Fälle 

2301 
12 Fälle 

5101 
854 Fälle 

2101–2116 
6 Fälle 

1315, 4201, 4301, 4302 
10 Fälle 

Fußnoten 

[1] BK-Nummern: 1315, 2101, 2104, 2018, 2109, 2110, 4301, 4302, 5101. 
[2] BT-Drucks. 19/17586, S. 101. 
[3] BT-Drucks. 19/17586, S. 101. 
[4] Römer/Keller: Neuerungen im Recht der gesetzlichen Unfallvers., 
SGb 11.20, S. 653 
[5] Holtstraeter/Knickrehm/Kreikebohm/Waltermann, Kommentar zum 
Sozialrecht, 7. Auflage 2021, SGB VII § 9 Berufskrankheit., Rn. 19 und 20. 
[6] www.zukunftsinstitut.de/artikel/megatrend-glossar/gesundheit-
glossar/ (abgerufen am 07.08.2022). 
[7] DGUV Trendbericht 2020, Nr. 10, S. 26; siehe auch Koalitionsver-
trag SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, 2021–2025 „Mehr Fortschritt 
 wagen. Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit“. 

[8] DGUV Trendbericht 2020, Nr. 13, S. 30. 
[9] Terminankündigung DGUV Fachgespräch „Zusammenarbeit von 
 Prävention und Rehabilitation“ – 03./04.11.2022 in Dresden. 
[10] Appl, K.-C.; Klinkert, M.; Wouterse, S.: Abgestufte Hautschutzbera-
tung am Telefon, mittels Beratungsmobil und Seminar. In: Akt Dermatol 
2019(45), S. 520–524. 
[11] Abschlussbericht 2018: Versichertenbefragung zum Reha-Manage-
ment, 4.2.1.2 Planung der Rehabilitation. 
[12] Vgl. Rossmann, Hastall, 2022, Hrsg. Handbuch der Gesundheits-
kommunikation; Schaeffer, Schmidt-Kaehler, Hrsg. Lehrbuch Patien-
tenberatung, 2011. 

http://www.zukunftsinstitut.de/artikel/megatrend-glossar/gesundheit-glossar/
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Weiterentwicklung des Berufskrankheiten-
rechts – Auswertung der Gesamtstatistik 

Key Facts 

• Die Zahl der Anerkennungen von Hauterkrankungen im Sinne der BK-
Nummer 5101 hat sich im Jahr 2021 gegenüber dem Vorjahr mehr als 
verzehnfacht 

• Häufigster Grund für die Einstellung einer gemäß § 12 BKV begonnenen 
Überprüfung ist das fehlende Interesse der versicherten Person 

• Im Jahr 2021 haben die gewerblichen Berufsgenossenschaften und 
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand über 100.000 Maß-
nahmen der Individualprävention erbracht 

Autorinnen 

 Stephanie Schneider 
 Rebekka Schulz 

Anhand der Daten zum BK-Geschehen 2021 lassen sich erste Auswirkungen der Weiter-
entwicklung des Berufskrankheitenrechts erkennen. Näher betrachtet werden unter an-
derem die Anerkennungen bei Berufskrankheiten mit ehemaligem Unterlassungszwang 
sowie die Stärkung der Individualprävention. 

Wegfall des Unterlassungs-
zwangs 

Eine wesentliche Änderung im Rahmen der 
Weiterentwicklung des BK-Rechts ist der 
Wegfall des sogenannten „Unterlassungs-
zwangs“[1]. Dieser war bis zum 31. Dezem-
ber 2020 eine Anerkennungsvoraussetzung 
bei neun von aktuell 82 Berufskrankheiten. 
Bei den BK-Nummern 1315, 2101, 2104, 2108 
bis 2110, 4301, 4302 und 5101 wurde der 
Passus „die zur Unterlassung aller Tätig-
keiten gezwungen haben, die für die Ent-
stehung, die Verschlimmerung oder das 
Wiederaufleben der Krankheit ursächlich 
waren oder sein können“ aus den Tatbe-
ständen in Anlage 1 der Berufskrankhei-
ten-Verordnung (BKV) gestrichen. Im Jahr 
2020 sind zu diesen Berufskrankheiten ins-
gesamt 27.245 Anzeigen eingegangen.[2] Das 
entspricht einem Anteil von 26 Prozent an 
allen Anzeigen auf Verdacht einer Berufs-
krankheit im Jahr 2020. Dass dieser Anteil 
im Jahr 2019, dem letzten Jahr vor der Co-
rona-Pandemie, noch bei 37 Prozent lag, 
ist vor allem auf die starke Zunahme von 

Anzeigen im Zusammenhang mit  COVID-19 
zurückzuführen.[3] Im Jahr 2020 wurde in 
1.207 Fällen eine Berufskrankheit mit Un-
terlassungszwang anerkannt. In weiteren 
15.775 Fällen wurde zwar die berufliche Ver-
ursachung festgestellt, die besonderen ver-
sicherungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Anerkennung als Berufskrankheit 
waren jedoch nicht erfüllt. Nach dem Weg-
fall des Unterlassungszwangs ist die Zahl 
der Anerkennungen dieser Berufskrank-

heiten erwartungsgemäß deutlich gestie-
gen: Im Jahr 2021 wurden 6.178 Berufs-
krankheiten anerkannt. In Abbildung 1 
ist die Entwicklung bei den Atemwegser-
krankungen (BK-Nummern 1315, 4301 und 
4302) dargestellt. Die Zahl der Anerken-
nungen hat sich 2021 bei den durch allergi-
sierende Stoffe verursachten obstruktiven 
Atemwegserkrankungen (einschließlich 
Rhinopathie) im Sinne der BK-Nummer 
4301 gegenüber dem Vorjahr mehr als ver-

Q
ue

lle
: G

es
ch

äft
s-

 u
nd

 R
ec

hn
un

gs
er

ge
bn

is
se

 d
er

 
ge

w
er

bl
ic

he
n 

B
er

uf
sg

en
os

se
ns

ch
aft

en
 u

nd
 U

nf
al

l-
ve

rs
ic

he
ru

ng
st

rä
ge

r d
er

 ö
ffe

nt
lic

he
n 

H
an

d 
/ 

G
ra

fik
: k

le
on

st
ud

io
.c

om

1315 

4301 

4302 

16 
27 

61 

216 
220 

1.165 

159 
193 

259 
2019 2020 2021 

Abbildung 1: Entwicklung der Anerkennungen in den Jahren 2019 bis 2021 bei den 
Atemwegserkrankungen (BK-Nummern 1315, 4301, 4302) 
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fünffacht (+430 Prozent). Bei den Erkran-
kungen durch Isocyanate im Sinne der BK-
Nummer 1315 zeigt sich eine Verdopplung 
(+126 Prozent) der Anerkennungen. Die An-
erkennungen der durch chemisch-irritativ 
oder toxisch wirkende Stoffe verursachten 
obstruktiven Atemwegserkrankungen im 
Sinne der BK-Nummer 4302 sind um rund 
ein Drittel (+34 Prozent) gestiegen. 

Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der An-
erkennungen bei den fünf durch mecha-
nische Einwirkungen verursachten Be-
rufskrankheiten, bei denen bis Ende 2020 
die Unterlassung der gefährdenden Tätig-
keiten eine Anerkennungsvoraussetzung 
einer Berufskrankheit war. Die Zahl der 
Anerkennungen hat sich bei den Erkran-
kungen der Sehnenscheiden oder des Seh-
nengleitgewebes sowie der Sehnen- oder 
Muskelansätze (BK-Nummer 2101) trotz 
Konkretisierung des Tatbestands in Bezug 
auf schwere oder wiederholt rückfällige Er-
krankungen gegenüber dem Vorjahr verdrei-
facht (+195 Prozent).[4] Bei den vibrations-
bedingten Durchblutungsstörungen an den 
Händen (BK-Nummer 2104) hat sich die Zahl 
der Anerkennungen gegenüber dem Jahr 
2020 mehr als verdoppelt (+142 Prozent). Bei 
den bandscheibenbedingten Erkrankungen 
der Lendenwirbelsäule durch langjähriges 
Heben oder Tragen schwerer Lasten oder 
durch langjährige Tätigkeiten in extremer 
Rumpfbeugenhaltung (BK-Nummer 2108) 
hat sich die Zahl der Anerkennungen im 
Jahr 2021 gegenüber dem Vorjahr trotz Kon-
kretisierung des Tatbestands in Bezug auf 
chronische oder chronisch-rezidivierende 
Beschwerden und Funktionseinschränkun-
gen (der Lendenwirbelsäule) fast verdoppelt 
(+88 Prozent). Auch bei den bandscheiben-
bedingten Erkrankungen der Halswirbel-
säule durch langjähriges Tragen schwerer 
Lasten auf der Schulter, die ebenfalls in Be-
zug auf chronische oder chronisch-rezidi-
vierende Beschwerden und Funktionsein-
schränkungen (der Halswirbelsäule) im 
Tatbestand der Berufskrankheit konkreti-
siert wurden (BK-Nummer 2109), und bei 
den bandscheibenbedingten Erkrankun-
gen der Lendenwirbelsäule durch lang-
jährige, vorwiegend vertikale Einwirkung 
von Ganzkörperschwingungen im Sitzen, 
die nun nach Konkretisierung des BK-Tat-

bestands zu chronischen oder chronisch-re-
zidivierenden Beschwerden und Funktions-
einschränkungen (der Lendenwirbelsäule) 
führen müssen (BK-Nummer 2110), ist ein 
Anstieg der Anerkennungen im Jahr 2021 
gegenüber dem Vorjahr zu verzeichnen. 
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Abbildung 2: Entwicklung der Anerkennungen in den Jahren 2019 bis 2021 bei durch 
mechanische Einwirkungen verursachten Berufskrankheiten (BK-Nummern 2101, 2104, 
2108–2110) 

Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der An-
erkennungen bei den schweren oder wie-
derholt rückfälligen Hauterkrankungen 
im Sinne der BK-Nummer 5101. Die Zahl 
der Anerkennungen hat sich im Jahr 2021 
gegenüber dem Vorjahr mehr als verzehn-
facht (+934 Prozent). 
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Abbildung 3: Entwicklung der Anerkennungen in den Jahren 2019 bis 2021 bei 
Hauterkrankungen (BK-Nummer 5101) 

Überprüfung früherer Bescheide 
nach § 12 BKV 

Ein Teil der zusätzlichen Anerkennungen 
von Berufskrankheiten mit ehemaligem 
Unterlassungszwang im Jahr 2021 erfolg-
te in Fällen, die im Zeitraum vom 1. Januar 
1997 bis zum 31. Dezember 2020 nur des-
halb nicht anerkannt werden konnten, weil 
die versicherte Person die gefährdende 
Tätigkeit trotz objektiven Unterlassungs-
zwangs nicht unterlassen hat (§ 9 Abs. 4 
SGB VII a. F.). Dass diese Fälle durch die 
Unfallversicherungsträger von Amts wegen 
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erneut überprüft werden müssen, hat der 
Gesetzgeber mit der Ergänzung der Berufs-
krankheiten-Verordnung um § 12 BKV zum 
1. Januar 2021 festgelegt. 

Daten zum Stand der Überprüfungen lie-
gen in der bei der DGUV geführten Gesamt-
statistik nicht vor. Die folgenden vier ge-
werblichen Berufsgenossenschaften (BG) 
liefern über die DGUV-Gesamtstatistik hi-
nausgehende Daten im Rahmen einer frei-
willigen Sondererhebung zur Evaluation 
der Änderungen im Berufskrankheiten-
recht gemäß § 218f SGB VII an die DGUV: 

• BG Rohstoffe und chemische 
 Industrie (BG RCI) 

• BG der Bauwirtschaft (BG BAU) 
• BG Nahrungsmittel und Gastgewerbe 

(BGN) und 
• BG Gesundheitsdienst und 

 Wohlfahrtspflege (BGW) 

Die Auswertung der vorläufigen Daten der 
Sondererhebung zeigt, dass bis Ende 2021 
in 1.584 Fällen mit der Überprüfung nach 
§ 12 BKV begonnen wurde. In mehr als drei 
Viertel dieser Fälle konnte die Überprüfung 
bereits abgeschlossen werden: 43 Prozent 

der Fälle wurden anerkannt, 57 Prozent der 
neu aufgegriffenen Fälle mussten ohne An-
erkennung eingestellt werden (siehe Ab-
bildung 4). 

Abbildung 4: Stand der Überprüfung von nach § 12 BKV aufzugreifenden Fällen der BG RCI, BG BAU, BGN und BGW im Jahr 2021 
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In Abbildung 5 sind die Gründe für die Ein-
stellung der Überprüfung entsprechend 
ihrer Häufigkeit dargestellt. Der mit Ab-
stand häufigste Grund mit einem Anteil 
von 70 Prozent an allen Einstellungen 
ist das fehlende Interesse der versicher-
ten Person am Fortgang des Verfahrens. 
In einigen Fällen war die aktuelle Adres-
se der versicherten Person trotz aller Be-

Abbildung 5: Einstellungsgründe in den nach § 12 BKV aufzugreifenden Fällen der BG RCI, BG BAU, BGN und BGW im Jahr 2021 
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mühungen nicht ermittelbar (elf Prozent) 
oder die Daten zum Fall mussten nach 
Ende der Aufbewahrungsfrist vernichtet 
werden (neun Prozent). 

Stärkung der Individual-
prävention 

Unverändert durch die Änderungen im 
Berufskrankheitenrecht blieb § 3 BKV als 
Rechtsgrundlage für die Durchführung in-
dividualpräventiver Maßnahmen – sowohl 
vor als auch nach Anerkennung einer Be-
rufskrankheit. Die Bedeutung der Indivi-
dualprävention wurde jedoch durch die 
Neufassung des § 9 Abs. 4 SGB VII hervor-
gehoben. Diese Regelungen gelten für alle 
Berufskrankheiten und sind nicht auf die 
Berufskrankheiten mit ehemaligem Unter-
lassungszwang beschränkt. 

In den Statistiken zu Berufskrankheiten 
wird dementsprechend ab dem Jahr 2021 
für alle Berufskrankheiten die Zahl der 
Fälle erfasst, in denen im Berichtsjahr 
erstmalig eine Maßnahme nach § 3 BKV 
gewährt wurde. Im Jahr 2021 waren dies 
29.816 Fälle. Besonders häufig – in 14.726 
Fällen – war dies bei Hauterkrankungen im 
Sinne der BK-Nummer 5101 der Fall. Auch 
bei anderen Berufskrankheiten wurde im 
Jahr 2021 häufig erstmalig eine Maßnahme 
nach § 3 BKV gewährt: bei Lärmschwerhö-
rigkeit im Sinne der BK-Nummer 2301 in 

5.604 Fällen und bei BK-Nummer 2108 in 
2.428 Fällen. Dass fast die Hälfte der Fälle 
auf BK-Nummer 5101 entfällt, verwundert 
nicht. Zwischen der DGUV und der Ärzte-
schaft wurde vor 50 Jahren am 1. Juli 1972 
ein Frühmeldeverfahren (das sogenannte 
„Hautarztverfahren“) vertraglich verein-
bart. Danach sollen Ärztinnen und Ärzte 
bereits bei der bloßen Möglichkeit einer 
arbeitsbedingten Krankheitsursache die 
zuständige Berufsgenossenschaft oder Un-
fallkasse informieren, um dieser die Mög-
lichkeit für passgenaue Maßnahmen der 
Individualprävention zu geben.[5] In der 
Regel übernehmen die Unfallversiche-
rungsträger die Kosten der erforderlichen 
berufsdermatologischen Diagnostik und 
Behandlung. In 96 Prozent der Fälle von 
Hautkrankheiten im Sinne der BK-Num-
mer 5101, in denen im Jahr 2021 erstma-
lig eine Maßnahme nach § 3 BKV gewährt 
wurde, übernahm die gesetzliche Unfall-
versicherung die ambulante Heilbehand-
lung. In mehr als einem Drittel der Fäl-
le wurden den Versicherten persönliche 
Schutzmaßnahmen wie Schutzhandschu-
he oder Hautschutz und -pflegepräparate 
von ihrem Unfallversicherungsträger zur 
Verfügung gestellt. Dass in 45 Prozent der 
Fälle von BK-Nummer 5101 mehr als eine 
Maßnahme gewährt wurde, zeugt vom wei-
ten Spektrum der zur Verfügung stehenden 
Maßnahmen der Individualprävention bei 
Hauterkrankungen. 

Die Zahl der Fälle, in denen im Berichts-
jahr erstmalig eine Maßnahme nach 
§ 3 BKV gewährt wird, macht nur einen Teil 
der Fälle aus, in denen im jeweiligen Jahr 
überhaupt Maßnahmen der Individualprä-
vention veranlasst werden. Im Jahr 2021 
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Abbildung 6: Anzahl der Maßnahmen nach § 3 BKV bei BK-Nummer 5101 im Jahr 2021 

Die Auswertung 
zeigt, dass in 1.584 
Fällen mit der Über-
prüfung nach 
§ 12 BKV begonnen 
wurde. In drei Viertel 
dieser Fälle konnte 
die Überprüfung be-
reits abgeschlossen 
werden: 43 Prozent 
der Fälle wurden an-
erkannt, 57 Prozent 
mussten eingestellt 
werden.“ 
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haben die gewerblichen Berufsgenossen-
schaften und Unfallversicherungsträger 
der öffentlichen Hand über alle Berufs-
krankheiten insgesamt 115.791 Maßnah-
men nach § 3 BKV erbracht.[6] Auch hier 
entfällt ein großer Anteil (62 Prozent) auf 
BK-Nummer 5101 mit 72.293 Maßnahmen, 
die in 37.112 Fällen gewährt wurden. Ab-
bildung 6 gibt einen Überblick über die 
Anzahl der im Jahr 2021 bei BK-Nummer 
5101 gewährten Maßnahmen. In sechs Pro-
zent der Fälle wurden sogar mehr als fünf 
Maßnahmen gewährt. 

In Abbildung 7 wird für BK-Nummer 5101 
der Anteil der verschiedenen Gruppen 
von Maßnahmen der Individualpräven-
tion dargestellt. Hervorzuheben sind die 
Aufklärungen und Beratungen im Sinne 
des neu gefassten § 9 Abs. 4 Satz 2 SGB VII. 
Demnach sind die Versicherten von den 
Unfallversicherungsträgern über die mit 
der Tätigkeit verbundenen Gefahren und 
mögliche Schutzmaßnahmen umfassend 
aufzuklären. Zu berücksichtigen ist, dass 
diese Aufklärung gewöhnlich auch Be-
standteil von Hautschutzseminaren und 
Hautsprechstunden sowie stationären Heil-
verfahren im Rahmen einer Tertiären Indi-
vidual-Prävention (sogenannte „TIP-Maß-
nahme“) ist. Separat ausgewiesen werden 
daher insbesondere die Aufklärungen nach 
§ 9 Abs. 4 Satz 2 SGB VII, die am Arbeits-

platz der versicherten Person zum Beispiel 
durch den Präventionsdienst durchgeführt 
werden. 
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Abbildung 7: Art der Maßnahmen nach § 3 BKV bei BK-Nummer 5101 im Jahr 2021 

Einwirkungsermittlung 

Im Zuge der Weiterentwicklung des BK-
Rechts wurde § 9 SGB VII um den Absatz 
3a ergänzt. Mit diesem Absatz wurden Be-
weismittel gesetzlich verankert, die die 
Unfallversicherungsträger bereits in der 
Vergangenheit bei Bedarf zugunsten der ver-
sicherten Personen berücksichtigt haben. 
Im Jahr 2021 musste keine Anerkennung 
einer Berufskrankheit aus dem Grund ver-
wehrt werden, dass die Einwirkung nicht im 
Vollbeweis gesichert werden konnte. Es gab 
mithin keine sogenannten Non-liquet-Fäl-
le, in denen ein Unfallversicherungsträger 
nach Ausschöpfung aller ihm als geeignet 
erscheinenden Ermittlungsmöglichkeiten 
zu dem Ergebnis gelangt, dass die Einwir-
kung zwar möglich erscheint, aber weder 
eindeutig bewiesen noch eindeutig wider-
legt werden kann. 

Zum 1. Januar 2021 neu eingerichtet wurde 
die Zentrale Expertenstelle für BK-Einwir-
kungen. Diese trägerübergreifend besetzte 
Expertenstelle unterstützt die Unfallversi-
cherungsträger bei Bedarf bei der Beurtei-
lung schwieriger Einwirkungssituationen 
in BK-Verfahren, insbesondere bei soge-

nannten Non-liquet-Fällen. Im Jahr 2021 
wurden insgesamt drei Fälle an die Exper-
tenstelle gemeldet. Die Beantwortung er-
folgte jeweils – unter Einbeziehung von 
bis zu drei Expertinnen und Experten – 
innerhalb von 5 bis 7 Tagen.  ← 

Fußnoten 

[1] Eine Übersicht zu allen Änderungen im 
Berufskrankheitenrecht bietet: Römer, W; 
Zagrodnik, F.-D.: Weiterentwicklung des 
Berufskrankheitenrechts nach dem 7. SGB-IV-
Änderungsgesetz. In: DGUV Forum, Ausgabe 
1-2/2021, S. 3–10. 
[2] Quelle sind die Geschäfts- und Rechnungs-
ergebnisse der gewerblichen Berufsgenos-
senschaften und Unfallversicherungsträger 
der öffentlichen Hand, sofern nichts anderes 
angegeben ist. 
[3] Schneider, S.: COVID-19 als Berufskrank-
heit in den Berichtsjahren 2020 und 2021. In: 
DGUV Forum, Ausgabe 9/2022, S. 17–21. 
[4] Vgl. Dorneburg, H.: Weiterentwicklung des 
Berufskrankheitenrechts – Erfahrungen der 
BG BAU. In: DGUV Forum, Ausgabe 10/2022, 
https://forum.dguv.de/aktuelle-ausgabe. 
[5] Schneider, S.; Krohn, S.; Drechsel-Schlund, 
C.: Individualprävention bei Hauterkrankun-
gen: Eine Erfolgsgeschichte. In: DGUV Forum, 
Ausgabe 12/2018, S. 14–19. 
[6] Diese und die folgenden Angabe zu An-
zahl und Art der Maßnahmen nach § 3 BKV 
stammen aus der Berufskrankheiten-Doku-
mentation der gewerblichen Berufsgenossen-
schaften und Unfallversicherungsträger der 
öffentlichen Hand 2021. 

mailto:https://forum.dguv.de/aktuelle-ausgabe?subject=
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Erste Erfahrungen mit der Weiterentwicklung 
des Berufskrankheitenrechts 

Key Facts 

• Durch den Wegfall des Unterlassungszwangs werden mehr Berufskrankheiten 
anerkannt 

• Maßnahmen der Individualprävention stehen im Fokus 
• Die Unfallversicherungsträger müssen die Versicherten mit einer anerkann-

ten Berufskrankheit, die weiterhin einer gefährdenden Tätigkeit nachgehen, 
umfassend aufklären 

Autor 

 Hendrik Dorneburg 

Die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft (BG BAU) berichtet über ihre Erfahrungen zur Reform 
des Berufskrankheitenrechts (BK-Recht) und gibt einen Ausblick auf künftige Entwicklungen. 

Wissenstransfer innerhalb der 
BG BAU 

Um die umfangreichen Auswirkungen der 
Reform[1] auf das BK-Recht zielgerichtet an 
die Mitarbeitenden aus dem Bereich der 
Berufskrankheiten weitergeben zu kön-
nen, wurde frühzeitig eine zweitägige In-
formationsveranstaltung geplant. Durch 
die  Corona-Pandemie konnte diese jedoch 
nicht in Präsenz durchgeführt werden. 

Als Alternative wurde eine Schulung für 
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren 
initiiert. Im November 2020 wurden alle 
Führungskräfte im Bereich der Berufs-
krankheiten digital durch das Referat 
Berufskrankheiten der Abteilung Steue-
rung Rehabilitation und Leistungen der 
Hauptverwaltung geschult. In dieser Ver-
anstaltung wurde ausführlich über die Ver-
änderungen infolge der Gesetzesreform in-
formiert, über die Auswirkungen diskutiert 
und bereits offene Fragen geklärt. Die Füh-
rungskräfte schulten dann als Multiplika-
torinnen und Multiplikatoren im Dezember 
2020 wiederum die eigenen Teams. Weiter-
hin wurden regionsübergreifende Work-
shops zu den durch die Gesetzesänderung 
maßgeblich betroffenen Berufskrankheiten 

durchgeführt. Hier erfolgte eine Darstel-
lung der Auswirkungen an Fallbeispielen, 
zum Beispiel wie sich die Bewertung der 
Schwere einer Hauterkrankung bei der Be-
rufskrankheit nach Nr. 5101 auf zukünftige 
Verfahren auswirkt.[2] 

Darüber hinaus wurden die erstellten 
Schulungsunterlagen eingesprochen, so-
dass die Mitarbeitenden jederzeit die Mög-
lichkeit haben, sich diese im Videoformat 
anzusehen und erneut anzuhören. Somit 
können sich auch neue Mitarbeitende die 
Schulungsunterlagen aufrufen und die Aus-
wirkungen durch die Gesetzesänderung 
nachvollziehen. Des Weiteren erfolgt ein 
regelmäßiger Austausch auf Ebene der Füh-
rungskräfte, um Problemlagen aus der wei-
teren Praxis zu identifizieren und zu lösen. 

Durch die genannten Maßnahmen und In-
formationsangebote sollte eine möglichst 
reibungslose Umsetzung der gesetzlichen 
Änderungen erreicht werden. 

Im Folgenden werden die bisherigen Er-
fahrungen dargestellt. Inhaltliche Schwer-
punkte liegen dabei auf dem Wegfall des 
Unterlassungszwangs sowie den Aktivitä-
ten zur Stärkung der Individualprävention.

Wegfall des Unterlassungs-
zwangs 

Bis zum 31. Dezember 2020 war es für die 
Anerkennung einer Berufskrankheit nach 
Nr. 1315, 2101, 2104, 2108, 2109, 2110, 4301, 
4302 und 5101 notwendig, dass die versi-
cherte Person die gefährdende Tätigkeit 
unterlassen hat (sogenannter Unterlas-
sungszwang). Hintergrund dieser Regelung 
war die Überlegung des Gesetzgebers, dass 
auf diesem Wege eine weitere Schädigung 
durch die Fortsetzung der gefährdenden 
Tätigkeit zu verhindern sei. 

Diese besondere versicherungsrechtliche 
Voraussetzung hat in der Praxis dazu ge-
führt, dass eine Berufskrankheit abgelehnt 
werden musste, weil die versicherte Per-
son die gefährdende Tätigkeit nicht aufge-
ben wollte oder subjektiv aus wirtschaft-
lichen Gründen nicht aufgeben konnte. 
In diesen Fällen bestand ausschließlich 
die Möglichkeit, Leistungen nach § 3 der 
Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) zu 
erbringen (zum Beispiel präventive Maß-
nahmen am Arbeitsplatz). 

Durch die zum 1. Januar 2021 in Kraft getre-
tenen Gesetzesänderungen wurde der Un-
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terlassungszwang in den genannten neun 
Berufskrankheiten und im § 9 Abs. 1 Satz 2 
Sozialgesetzbuch (SGB) VII gestrichen. In 
der Praxis bedeutet dies, dass nunmehr 
jede der aktuell 82 Berufskrankheiten un-
abhängig davon anerkannt werden kann, 
ob die gefährdende Tätigkeit weiter aus-
geübt wird oder nicht. 

Weiterhin wurden bei den folgenden Be-
rufskrankheiten Erweiterungen an der Le-
galdefinition durch Konkretisierungen des 
relevanten Krankheitsbildes vorgenom-
men, um unter anderem Bagatellerkran-
kungen auszuschließen:[3] 

Bei der Berufskrankheit nach Nr. 2101 
wurde die Legaldefinition um „schwere 
oder wiederholt rückfällige Erkrankung“ 
erweitert. Die Schwere nach der Gesetzes-
begründung ist anzunehmen, wenn eine 
ununterbrochene Arbeitsunfähigkeit von 
mehr als drei Monaten vorgelegen hat. 
 Alternativ kann mit dem dritten Auftreten 

der Erkrankung (sogenannte wiederholte 
Rückfälligkeit) die Erweiterung der Legal-
definition erfüllt werden, wenn sich die 
versicherte Person zwischen den einzelnen 
Erkrankungen deshalb weder in Heilbe-
handlung befand noch arbeitsunfähig war. 
Bei den Berufskrankheiten nach Nr. 2108, 
2109 und 2110 wurde jeweils die Legaldefi-
nition um „die zu chronischen oder chro-
nisch-rezidivierenden Beschwerden und 
Funktionseinschränkungen der Lenden- 
bzw. der Halswirbelsäule geführt haben“ 
erweitert. Nachgewiesene, degenerative 
Veränderungen wie eine Osteochondro-
se, mit der keine chronisch-rezidivieren-
den Beschwerden und Funktionsausfäl-
len einhergehen, sollen hiermit abgegrenzt 
werden.[4] 

Bei folgenden Berufskrankheiten sind kei-
ne Erweiterungen der Legaldefinitionen 
vorgenommen worden: BK-Nr. 1315 (Er-
krankungen durch Isocyanate), BK-Nr. 2104 
(vibrationsbedingte Durchblutungsstörun-

gen an den Händen), BK-Nr. 4301 (durch 
allergisierende Stoffe verursachte obstruk-
tive Atemwegserkrankungen einschließ-
lich Rhinopathie), BK-Nr. 4302 (durch 
chemisch-irritativ oder toxisch wirkende 
Stoffe verursachte obstruktive Atemwegs-
erkrankungen) und BK-Nr. 5101 (schwere 
oder wiederholt rückfällige Hauterkran-
kungen). 

Im Zuge der Gesetzesänderungen wurde 
auch § 12 BKV neu eingeführt. Hieraus er-
gibt sich für die Unfallversicherungsträger 
die Verpflichtung, frühere Entscheidungen 
nach § 9 Abs. 4 SGB VII a. F. von Amts we-
gen zu überprüfen.[5] Bei den Berufskrank-
heiten, an denen Erweiterungen an der Le-
galdefinition vorgenommen wurden, wäre 
es möglich, dass eine Berufskrankheit nach 
den neuen Kriterien nicht anerkannt wer-
den kann, weil die neuen Voraussetzun-
gen für die Anerkennung nicht vollstän-
dig vorliegen. Bei den Berufskrankheiten 
nach Nr. 2108, 2109 und 2110 wird jedoch 
bereits in den zugehörigen Merkblättern 
auf eine entsprechende gesundheitliche 
Schädigung hingewiesen. Darüber hin-
aus konnte auch bei der Berufskrankheit 
nach Nr. 2101 festgestellt werden, dass alle 
aufgegriffenen Fälle die Voraussetzungen 
der Schwere oder wiederholten Rückfällig-
keit erfüllten. Im Ergebnis ist es damit bei 
der Überprüfung der wieder aufgegriffenen 
Fälle zu keiner negativen Entscheidung ge-
kommen, die sich auf das Krankheitsbild 
bezieht. Nach den Erfahrungen der BG BAU 
spielt die Erweiterung der Legaldefinitio-
nen bei der Überprüfung früherer Entschei-
dungen nach § 9 Abs. 4 SGB VII a. F. eine 
untergeordnete Rolle. Vielmehr können die 
Unfallversicherungsträger durch den Weg-
fall des Unterlassungszwangs mehr Berufs-
krankheiten anerkennen. 

Bei den Berufskrankheiten nach Nr. 2101, 2108, 
2109 und 2110 wurden Erweiterungen an den 
Legaldefinitionen vorgenommen.“ 

Geänderte Tatbestände der  Berufskrankheiten 

Nr. 2101: Schwere oder wiederholt rückfällige Erkrankungen der Sehnenscheiden oder des 
Sehnengleitgewebes sowie der Sehnen- oder Muskelansätze 

Nr. 2108: Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Lendenwirbelsäule durch  langjähriges 
Heben oder Tragen schwerer Lasten oder durch langjährige Tätigkeiten in extremer 
Rumpfbeugehaltung, die zu chronischen oder chronisch-rezidivierenden Beschwerden 
und Funktionseinschränkungen (der Lendenwirbelsäule) geführt haben 

Nr. 2109: Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Halswirbelsäule durch langjähriges 
Tragen schwerer Lasten auf der Schulter, die zu chronischen oder chronisch-rezidivieren-
den Beschwerden und Funktionseinschränkungen (der Halswirbelsäule) geführt haben 

Nr. 2110: Bandscheibenbedingte Erkrankungen der Lendenwirbelsäule durch langjährige, 
vorwiegend vertikale Einwirkung von Ganzkörperschwingungen im Sitzen, die zu chroni-
schen oder chronisch-rezidivierenden Beschwerden und Funktionseinschränkungen (der 
Lendenwirbelsäule) geführt haben 
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Stärkung der Individual-
prävention 

Durch die Gesetzesänderungen unverän-
dert geblieben ist § 3 der BKV als Rechts-
grundlage für die Durchführung individual-
präventiver Maßnahmen. Das hat zur Folge, 
dass sowohl vor als auch nach der Anerken-
nung einer Berufskrankheit entsprechen-
de Maßnahmen erbracht werden können. 

Ein besonderer Fokus wurde mit der Ge-
setzesänderung auf die Stärkung der In-
dividualprävention gelegt. Die Neufassung 
des § 9 Abs. 4 Satz 1 bis 3 SGB VII lautet: 

„Besteht für Versicherte, bei denen eine 
Berufskrankheit anerkannt wurde, die Ge-
fahr, dass bei der Fortsetzung der versi-
cherten Tätigkeit die Krankheit wiederauf-
lebt oder sich verschlimmert und lässt sich 
diese Gefahr nicht durch andere geeignete 
Mittel beseitigen, haben die Unfallversi-
cherungsträger darauf hinzuwirken, dass 
die Versicherten die gefährdende Tätigkeit 

unterlassen. Die Versicherten sind von den 
Unfallversicherungsträgern über die mit 
der Tätigkeit verbundenen Gefahren und 
mögliche Schutzmaßnahmen umfassend 
aufzuklären. Zur Verhütung einer Gefahr 
nach Satz 1 sind die Versicherten verpflich-
tet, an individualpräventiven Maßnahmen 
der Unfallversicherungsträger teilzuneh-
men und an Maßnahmen zur Verhaltens-
prävention mitzuwirken; die §§ 60 bis 65a 
des Ersten Buches gelten entsprechend.“ 

Gemäß § 9 Abs. 4 Satz 1 und 2 SGB VII er-
gibt sich folglich, dass bei anerkannten Be-
rufskrankheiten, bei denen die versicher-
te Person weiterhin einer gefährdenden 
Tätigkeit nachgeht, eine besondere Auf-
klärungs- und Beratungspflicht durch die 
Unfallversicherungsträger erforderlich ist. 
Diese Pflicht gilt nicht nur für die ehemali-
gen Berufskrankheiten mit Unterlassungs-
zwang, sondern für alle Berufskrankheiten. 

Die Aufklärung und Beratung der versicher-
ten Person kann über verschiedene Kanäle 

und Anlässe erfolgen. Im Sinne der stra-
tegischen Ausrichtung der BG BAU sollte 
diese jedoch idealerweise persönlich in 
Sprechstunden, durch die Betriebsärztin 
oder den Betriebsarzt oder am Arbeitsplatz 
erfolgen. Für die persönlichen Beratungen 
am Arbeitsplatz steht bei der BG BAU die 
Präventionsberatung zur Verfügung. Diese 
wird nach einer Anerkennung beauftragt, 
die versicherte Person am Arbeitsplatz auf-
zusuchen und neben einer ausführlichen 
Beratung zu den vorliegenden Gefahren am 
Arbeitsplatz insbesondere über mögliche 
Schutzmaßnahmen aufzuklären. Gemein-
sam mit der versicherten Person und dem 
Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin sollen 
geeignete individuelle Maßnahmen aus-
gewählt werden, um der Progredienz der 
Erkrankung entgegenzuwirken und eine 
Weiterarbeit in der beruflichen Tätigkeit 
zu ermöglichen. Im Jahr 2022 wurden so 
beispielsweise fast 500 Versicherte mit 
einer anerkannten Berufskrankheit nach 
Nr. 5103 (Hautkrebs durch UV-Strahlung) 
am Arbeitsplatz beraten.[6] 

Coverabbildungen der BG BAU-Broschüren Kniekolleg, Rückenkolleg, Hüftkolleg 
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Im Fokus der Entscheidungen eines Unfallversicherungs-
trägers muss immer die versicherte Person stehen. Deshalb 
sind die Unfallversicherungsträger gehalten, weitere Maß-
nahmen der Individualprävention zu entwickeln, um den 
 Versicherten passgenaue Angebote unterbreiten zu können.“ 

Um den Versicherten weitere Möglichkeiten 
anbieten zu können, sind neue individual-
präventive Maßnahmen zu entwickeln. Bei 
der BG BAU wurde beispielsweise das beste-
hende Portfolio von Knie- und Rückenkolleg 
um das neue Angebot Hüftkolleg erweitert. 

Außerdem wurden folgende Sprechstun-
denformate etabliert und ausgedehnt: 
Muskel-Skelett-Erkrankungssprechstun-
de, Hautsprechstunde und die Atemwegs-
sprechstunde. Hierzu werden die Versi-
cherten zu Beginn des Verfahrens zu einer 
entsprechenden Sprechstunde eingeladen, 
um schnellstmöglich den Sachverhalt er-
mitteln zu können, gegebenenfalls bereits 
entsprechende Maßnahmen nach § 3 BKV 
einzuleiten und eine individuelle Beratung 
durchzuführen. 

Aktueller Ausblick 

Auch wenn die Gesetzesänderungen be-
reits zum 1. Januar 2021 in Kraft getreten 
sind, gibt es weiterhin Themenbereiche, 
die sich aufgrund ihrer Komplexität noch in 
der Diskussion oder Aktualisierung befin-
den. Dies betrifft zum Beispiel die Bamber-
ger und Reichenhaller Begutachtungsemp-
fehlungen, die derzeit überarbeitet werden, 
um sie an die neue Gesetzesänderung an-
zupassen. Für die Überarbeitungszeit wur-
den hierfür bereits Regelungen getroffen, 
um eine Handlungsfähigkeit der Unfall-
versicherungsträger sicherzustellen.[7] Es 
bleibt abzuwarten, ob eine einheitliche Be-
wertung der Begutachtungsempfehlungen 
zur Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) 

erzielt werden kann. Die bisherige Bewer-
tung der MdE erfolgte auf der Grundlage, 
dass die gefährdende Tätigkeit bereits auf-
gegeben wurde. 

Des Weiteren werden derzeit Kriterien er-
arbeitet, in welchen Fallkonstellationen – 
als Ultima Ratio – auf die Unterlassung 
der gefährdenden Tätigkeit durch die Un-
fallversicherungsträger hingewirkt werden 
muss (§ 9 Abs. 4 Satz 1 SGB VII). Diese Ent-
scheidung muss in Absprache mit ärztli-
chen Sachverständigen, dem Unfallversi-
cherungsträger, dem Arbeitgeber oder der 
Arbeitgeberin und im Besonderen der ver-
sicherten Person erfolgen. 

Im Fokus der Entscheidungen eines Unfall-
versicherungsträgers muss immer die ver-
sicherte Person stehen. Deshalb sind die 
Unfallversicherungsträger gehalten, wei-
tere Maßnahmen der Individualprävention 
zu entwickeln, um den Versicherten pass-
genaue Angebote unterbreiten zu können. 
Gemeinsam mit der versicherten Person 
und dem Arbeitgeber oder der Arbeitge-
berin müssen die Unfallversicherungsträ-
ger mit allen geeigneten Mitteln versuchen, 
dem Entstehen einer Berufskrankheit oder 
der Verschlimmerung einer bereits einge-
tretenen Berufskrankheit entgegenzuwir-
ken und somit eine Weiterarbeit in der be-
ruflichen Tätigkeit zu ermöglichen. 

Welche Auswirkungen und welcher Nutzen 
der gesetzlichen Änderungen sich ableiten 
lassen, wird letztlich auch unter Berück-
sichtigung des § 218f SGB VII zu bewerten 

sein. In diesem Zusammenhang ist dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) bis zum 31. Dezember 2026 ein Be-
richt über die Umsetzung und Wirkungen 
der Gesetzesänderungen vorzulegen.  ← 

Fußnoten 

[1] Eine Übersicht zu allen Änderungen im 
Berufskrankheitenrecht bietet: Römer, W.; 
Zagrodnik, F.-D.: Weiterentwicklung des 
Berufskrankheitenrechts nach dem 7. SGB-IV-
Änderungsgesetz. In: DGUV Forum, Ausgabe 
1-2/2021, S. 3–10. 
[2] Skudlik, C. et al.: Berufskrankheit 
Nr. 5101 – Rechtsbegriff der schweren oder 
wiederholt rückfälligen Hautkrankheit. In: 
DBU 1/2021, S. 6–10. 
[3] BT-Drucks. S. 133, 134. 
[4] BT-Drucks. 19/17586, S. 134. 
[5] Schneider, S.; Schulz; R.: Weiterentwick-
lung des Berufskrankheitenrechts – Aus-
wertung der Gesamtstatistik. In: DGUV Forum 
10/2022, https://forum.dguv.de/ausga-
be/10-2022/artikel/weiterentwicklung-des-
berufskrankheitenrechts-auswertung-der-ge-
samtstatistik 
[6] Pressemitteilung vom 13.07.2022, Haut-
krebs durch UV-Strahlung: BG BAU führt 
bundesweite Sonderberatung zur Prävention 
durch, www.bgbau.de/die-bg-bau/presse/
presseportal/pressemitteilung/bg-bau-son-
derberatung-schutz-vor-uv-strahlung (abgeru-
fen am 17.08.2022). 
[7] Skudlik, C. et al.: Rechtsänderungen bei 
Berufskrankheiten – Auswirkungen auf die 
Einschätzung der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit (MdE) bei arbeitsbedingten Haut-
krankheiten im Sinne der BK-Nr. 5101. In: 
DBU 4/2020, S. 153–158. 

https://forum.dguv.de/ausgabe/10-2022/artikel/weiterentwicklung-des-berufskrankheitenrechts-auswertung-der-gesamtstatistik
http://www.bgbau.de/die-bg-bau/presse/presseportal/pressemitteilung/bg-bau-sonderberatung-schutz-vor-uv-strahlung
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Scholz’ Grundsatzrede – 
Zeitenwende für Europa? 
Autorin 
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Nachrichten 
aus Brüssel

F ünf Jahre haben sich die Deutschen 
Zeit gelassen, um auf Emmanuel Ma-
crons Europarede in der Pariser Uni-

versität Sorbonne zu antworten. Der fran-
zösische Präsident forderte damals vor den 
Studierenden ein souveränes Europa mit 
einem eigenständigen Finanzministerium. 
Die damalige Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel äußerte sich nicht zu den Reformvor-
schlägen. Nun aber ist Bundeskanzler Olaf 
Scholz mit einer Grundsatzrede zu Euro-
pa vor Studierende getreten – diesmal in 
Tschechien, an der Karls-Universität in 
Prag. 

In 60 Minuten legte der Bundeskanzler sei-
ne Version von der Zukunft Europas dar. 
Zwei Dinge fielen – neben inhaltlichen Re-
formvorschlägen – hierbei besonders auf: 
die Ortswahl der Rede und der wiederkeh-
rende Begriff „Zeitenwende“. Kommen wir 
zunächst zum Setting. Scholz hielt seine 
Rede in Prag. Die Stadt gehörte früher zum 
Ostblock und war Schauplatz des Prager 
Frühlings. Zudem hat der tschechische Mi-
nisterpräsident Petr Fiala bis Ende dieses 
Jahres den Vorsitz im Rat der Europäischen 
Union inne. Auffallend war zudem, dass 
Scholz in seiner Europarede gleich zwölf 
Mal von einer „Zeitenwende“ sprach. Da-

mit nahm er bewusst Bezug auf seine am 
27. Februar 2022 gehaltene Rede im Bundes-
tag zum Ukrainekrieg. Dort sprach er zum 
ersten Mal von einer Zeitenwende.

Scholz stellte in Prag vier Ideen für den 
künftigen Weg der Europäischen Union 
vor. Erstens: Eine Osterweiterung der EU 
mit den westlichen Balkanstaaten und den 
Ländern Ukraine, Moldau und perspekti-
visch auch Georgien soll angestrebt wer-
den. Damit könne die EU von 27 auf bis 
zu 36 Mitgliedstaaten wachsen und mit 
500 Millionen Bürgerinnen und Bürgern 
zum größten Binnenmarkt der Welt wer-
den.  Allerdings bedarf es laut Scholz bei 
so vielen Mitgliedstaaten Reformen der EU, 
damit die Handlungsfähigkeit weiterhin 
bestehen bleibe. Schon jetzt können Län-
der wichtige Entscheidungen durch das 
Einstimmigkeitsprinzip mit einem Veto 
blockieren. Scholz warb in seiner Rede 
deshalb für das Mehrheitsprinzip, vor al-
lem bei den Themen Sanktionspolitik und 
Menschenrechte. Zudem solle vermieden 
werden, dass der EU-Apparat durch die Ost-
erweiterung personell noch weiter wächst. 
So dürfe das Europäische Parlament nicht 
noch größer werden, wenn neue Mitglied-
staaten hinzukommen. Zudem könne sich 
Scholz vorstellen, dass zwei Kommissarin-
nen oder Kommissare gemeinsam einen 
Politikbereich verantworten. 

Zweitens: Stärkung der Souveränität Eu-
ropas. Die EU solle Vorreiter bei Schlüs-
seltechnologien werden, etwa in Sachen 
Mobilität, Energie, Raumfahrt und Vertei-
digung. Bei Letzterem schwebt Scholz vor, 
dass EU-Mitgliedstaaten enger bei einer 

gemeinsamen Beschaffung und Herstel-
lung von Rüstungsprojekten zusammen-
arbeiten. 

Drittens: Scholz möchte, dass festgefah-
rene Konflikte in der EU gelöst werden. 
In seiner Europarede sprach er in diesem 
Zusammenhang vor allem von der Migra-
tionspolitik und erläuterte, dass Staaten 
wie Belarus die Uneinigkeit zwischen EU-
Staaten bewusst ausnutzen, um Konflik-
te zu schüren. Als Beispiel nannte Scholz 
die Bestrebungen Lukaschenkos, mit dem 
Leid Geflüchteter den politischen Druck 
auf die EU zu erhöhen. Laut Scholz be-
nötigen wir ein europäisches Asylsystem 
und Partnerschaften mit Herkunfts- und 
Transitländern. 

Viertens: Stärkung der Rechtsstaatlichkeit 
der EU. Verstöße sollten konsequent sank-
tioniert und EU-Zahlungen an das Prinzip 
der Rechtsstaatlichkeit geknüpft werden. 

In Anbetracht der Zeitenwende, die der völ-
kerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands 
gegen die Ukraine mit sich bringt, fordert 
der deutsche Bundeskanzler eine Zeiten-
wende in der EU und damit einhergehen-
de Reformen. Seine Ideen für ein starkes 
Europa sollen Denkan stöße sein und „kei-
ne fertigen deutschen Lösungen“. Das war 
dem Kanzler wichtig zu betonen.  ←
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Grob fahrlässiger Transport mit zwei Hubwagen 

Urteil des Kammergerichtes Berlin vom 1. August 2022 – 
20 U 176/21 

Autor 

 Dr. Jerom Konradi 

Wer Leiharbeitnehmerinnen oder Leiharbeitnehmer unzureichend unterweist und sie Tätigkeiten 
so verrichten lässt, dass eine Lebensgefahr entsteht, kann in Regress genommen werden, wenn es 
zum Unfall kommt. 

In diesem zweitinstanzlichen Urteil ging es um den Transport 
eines Förderbandes mittels zweier Hubwagen durch zwei an 
ein Entsorgungsunternehmen verliehene Arbeitnehmer. Das 

700 bis 800 Kilogramm schwere Förderband, etwa sechs bis sie-
ben Meter lang, auf einer Seite 1,20 Meter, auf der anderen Seite 
mehr als vier Meter hoch, sollte über die beachtliche Strecke von 
50 bis 75 Metern transportiert werden. Da kein ausreichend großer 
Gabelstapler für den Transport zur Verfügung stand, ordnete der 
Vorarbeiter an, dass der Transport mittels kleiner Hubwagen statt-
finden sollte. Jeder der beiden Leiharbeitnehmer bediente einen 
der beiden Hubwagen, der vordere Hubwagen wurde gezogen, der 
hintere geschoben. Das Ständerwerk des Förderbandes lag dabei 
ungesichert auf den Gabeln der beiden Hubwagen. Während des 
Transportes fiel das Förderband auf einen Leiharbeitnehmer, der 
sich dadurch schwere Verletzungen zuzog. Es fielen sechsstellige 
Kosten für die Unfallentschädigung an. 

Die Berufsgenossenschaft nahm unter anderem den Vorarbeiter 
des Entsorgungsunternehmens in Regress gemäß § 110 Abs. 1 
Sozialgesetzbuch (SGB) VII. Während das Landgericht Berlin die 
Klage abwies, hat das Kammergericht durch das am 1. August 
2022 verkündete Urteil festgestellt, dass der vom Vorarbeiter an-
geordnete Transport die Voraussetzungen einer grob fahrlässigen 
Herbeiführung des Versicherungsfalls des Geschädigten erfüllt 
und der Regress der Berufsgenossenschaft gemäß § 110 SGB VII 
zu 75 Prozent berechtigt ist. Denn der wie beschrieben beabsich-
tigte Transport verstieß eindeutig gegen Unfallverhütungsvor-
schriften, was auch ohne Sachverständigengutachten festgestellt 
werden könne. Hubwagen sind nämlich für andere (viel kleinere) 
Transportvorgänge vorgesehen. Die gleichzeitige Beladung von 
zwei beabsichtigt synchron zu bedienenden Hubwagen mit einem 
mehrere Hundert Kilo schweren Gegenstand mit den genannten 
Ausmaßen ist von keiner Arbeitsschutznorm gedeckt. 

Nach Ansicht des Kammergerichtes dienen die für solche Trans-
porte maßgeblichen Arbeitssicherheitsbestimmungen dann dem 
Schutz vor tödlichen Gefahren, wenn die zu transportierenden 
Güter im Fall eines Sturzes vom Hubwagen auf dessen Fahrer 

fallen und ihn aufgrund ihres Gewichtes tödlich verletzen kön-
nen. Dass ein von Ständerwerken getragenes und den Hubwagen- 
Bedienenden von der Höhe her deutlich überragendes schweres 
Teil während eines Transports infolge der Bewegung des Hub-
wagens selbst in Bewegung geraten, umkippen und damit zu einer 
tödlichen Gefahr werden kann, ist für jedermann einleuchtend, 
denn dies entspricht den Regeln der Schwerkraft. Angesichts 
dessen ist es nachvollziehbar, dass sich ein ungesicherter Trans-
port eines solchen hohen schweren Teils verbietet. 

Auch subjektiv seien die Voraussetzungen grober Fahrlässigkeit 
erfüllt. Es fehlte jegliche Gefährdungseinschätzung vor dem Trans-
port, um auf dieser Basis zu einer vermeintlichen Ungefährlichkeit 
zu gelangen. Allein der Aspekt, dass der Vorarbeiter die beiden 
Leiharbeitnehmer darauf hingewiesen hat, dass sie mit Vorsicht 
vorgehen müssten, zeigt, dass ihm das Risiko eines Umfallens 
des Förderbandes während des Transports durchaus bewusst 
war. Hierbei hätte dem Vorarbeiter gleichzeitig klar werden müs-
sen, dass es durch ein Umfallen des Förderbandes zu schweren 
oder sogar tödlichen Verletzungen kommen kann. Soweit der 
Vorarbeiter sich damit zu entlasten versuchte, dass er schon in 
der Vergangenheit Förderbänder auf diese Weise transportiert 
habe und es für ihn ein übliches Vorgehen gewesen sei, geht 
das Kammergericht davon aus, dass er keine Kenntnis von den 
geltenden Unfallverhütungsvorschriften hatte, was ihn nach der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 18. Februar 
2014, VI ZR 51/13, Rn. 13, aber nicht entlastet. 

Über die zutreffende Einschätzung zur groben Fahrlässigkeit im 
Sinne des § 110 SGB VII hinaus enthält dieses Urteil auch eine 
Vielzahl von Ausführungen zur Höhe des Anspruchs der Berufs-
genossenschaft, weil sich das Kammergericht auf etwa 35 Seiten 
des Urteils mit 200 Einzelpositionen beschäftigen musste. Zudem 
sind in diesem Urteil fallübergreifende Ausführungen zur Zu-
lässigkeit und Begründetheit einer Deckungsschutzklage gegen 
einen Haftpflichtversicherer enthalten, wenn dieser sich weigert, 
Auskunft darüber zu geben, ob Schädiger Versicherungsschutz 
genießen oder nicht.   ← 
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